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I Einleitung  

„In order to better understand why some international institutions assume an infor-
mal club format while others become full-blown organisations; why some institutions’ 

decision-making procedures are reformed substantially while others’ remain unal-
tered; or why some institutions open-up to civil society while others do not, the inter-

action of international institutions’ constituencies and legitimation strategies should 
be taken into account more systematically.” 

(Gronau, Schmidtke 2016: 557) 

 

Angesichts ihrer heutigen Anzahl und Vielfalt sind internationale Institutionen im For-

schungsfeld der internationalen Beziehungen bereits seit Jahrzehnten kaum mehr 

wegzudenken. Zusätzlich wird die Rolle und Stellung dieser Institutionen seit jeher 

durch das Spannungsfeld zwischen den nationalen Regierungen, der Bevölkerung 

und zivilgesellschaftlichen Organisationen beeinflusst (vgl. de Vries et al. 2021: 

307ff.). Die damit einhergehende steigende Politisierung der letzten Jahrzehnte stellt 

sie und die mit ihnen verbundenen Akteure vor zusätzliche Herausforderungen (vgl. 

Zürn et al. 2012: 82f.). Insbesondere den gestiegenen Legitimitätsansprüchen kann 

in Form einer gezielten Legitimation zur Beeinflussung der öffentliche Legitimitäts-

wahrnehmung begegnet werden (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 588ff.). Demnach hat sich 

im Einklang mit der Forderung von Gronau und Schmidtke (2016) innerhalb der Legi-

timitätsforschung ein Forschungsbereich aufgetan, der sich explizit mit den Einfluss-

möglichkeiten internationaler Institutionen auf ihre öffentlichen Legitimitätswahrneh-

mung beschäftigt. Die Europäische Union (künftig: EU) kann in diesem Kontext als 

eine Art Paradebeispiel angesehen werden. Besonders die Zunahme der Autorität, 

welche die EU ausübt, hat zu einer Beschäftigung der breiten Bevölkerung mit der 

politischen Legitimität der EU geführt (vgl. Zürn 2006: 244). Hierbei nimmt seit einigen 

Jahren ebenfalls der Vorwurf eines Demokratie- und Legitimitätsdefizits eine bedeu-

tende Rolle ein (vgl. Meyer 1999: 260).  

Davon ausgehend können die zunehmenden Legitimitätsanforderungen für internati-

onale Institutionen ein Problem darstellen, da ihr Wirken maßgeblich durch die ihnen 

zugeschriebene Legitimität bestimmt wird (vgl. Zürn & Stephen 2010: 93). Für die EU 

kann dieser Umstand ebenfalls als eine Herausforderung in den vergangenen Jahr-

zehnten angesehen werden (vgl. Zürn 2006: 244). Auf Grundlage dieser Zusammen-

hänge soll durch die Arbeit die folgende Fragestellung beantwortet werden:  

 

Durch den Gebrauch welcher Legitimationsstrategien versucht sich die Europäische 

Union gegenüber den Bürger*innen der Europäischen Union im Zuge der aktuellen 

Kommunikationspolitik zu legitimieren? 
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Durch die Bearbeitung der Fragestellung soll auf theoretischer Ebene ein Beitrag 

dazu geleistet werden, den bisherigen Stand der Legitimitätsforschung im Bereich der 

Legitimationsstrategien auf die gegenwärtige Kommunikationspolitik der EU anzu-

wenden. Dabei soll insbesondere die empirische Gültigkeit einiger Typologien unter-

sucht werden, die sich mit unterschiedlichen Legitimationsstrategien beschäftigen 

(vgl. u.a. Tallberg & Zürn 2019; Bäckstrand & Söderbaum 2018; Dellmuth et al. 2019; 

Gronau & Schmidtke 2016). Gleichzeitig weist die Fragestellung auf relevante gesell-

schaftliche Implikationen hin. Durch den Umstand, dass die EU in den letzten Jahr-

zehnten mit einigen Legitimitätskrisen konfrontiert wurde, besteht ein gesondertes In-

teresse an den aktuellen Möglichkeiten, die zur Beeinflussung der Legitimitätswahr-

nehmung genutzt werden (vgl. Fuchs & Escher 2015: 75ff.). Hierbei verdeutlicht sich 

ebenfalls die konkrete Bedeutung des Forschungsvorhabens. Durch die Herausarbei-

tung der aktuellen Legitimationsstrategien lassen sich darauf aufbauend mögliche 

Rückschlüsse für die zukünftige Entwicklung der EU ziehen. Auch die Verknüpfung 

mit vergangenen Untersuchungen hinsichtlich der Kommunikationspolitik ist möglich.  

Für die Auseinandersetzung mit dem Thema der Arbeit werden vor allem aktuelle Er-

kenntnisse aus dem Bereich der Legitimitätsforschung verwendet. Weiterhin sind die 

Mechanismen und Entwicklungen von Bedeutung, die zu einer steigenden Politisie-

rung der EU beigetragen haben und die EU mit Legitimitätsanforderungen konfrontie-

ren (vgl. u.a. de Wilde & Zürn 2012: 146ff.). Der Begriff der politischen Legitimität 

nimmt eine zentrale Rolle ein und wird mit seinem empirisch-soziologischen Ver-

ständnis genutzt. Die Legitimität stellt damit eine konkrete Eigenschaft internationaler 

Institutionen dar und ist durch die Interaktion mit den ihnen verbundenen Akteuren 

beeinflussbar (vgl. Tallberg & Zürn 568ff.). Im Kontext dieser Arbeit wird der Begriff 

der politischen Legitimität mit der angemessenen Ausführung von Autorität durch eine 

internationale Institution verstanden (vgl. Stanford Encyclopedia of Philosophy 2017). 

Die Legitimitätswahrnehmung einer Institution wie der EU kann durch verschiedene 

Faktoren beeinflusst werden. Dabei wird seit den Untersuchungen von Fritz W. 

Scharpf die Unterscheidung in Input- und Output-Legitimität als einschlägige Konzep-

tion verwendet, um die Legitimitätswahrnehmung von internationalen Institutionen zu 

beschreiben (vgl. Schmidt 2013: 4). Der Bereich der Input-Legitimität kann mit den 

Prozessen innerhalb einer Institution gleichgesetzt werden und das Konzept der Out-

put-Legitimität mit den erzielten Entscheidungen und Ergebnissen, die eine internati-

onalen Institution produziert (vgl. ebd.). Auf Basis dieser zentralen Konzepte haben 

in den letzten Jahren einige Forschungsvorhaben gezielte Legitimationsstrategien 

entwickelt, die die Legitimitätswahrnehmung einer internationalen Institution gegen-

über der breiten Bevölkerung beeinflussen sollen (vgl. Gronau, Schmidtke 2016: 
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539f.). Dabei werden besonders solche Ansätze für relevant erachtet, bei der die Le-

gitimation von der Institution aus gesteuert wird (,top-down‘-Ansatz) (vgl. Bäckstrand 

& Söderbau, 2018: 104). Hinsichtlich des Gebrauchs von verschiedenen Legitimati-

onsstrategien gibt es einige Typologien, die beispielsweise eine Unterscheidung zwi-

schen institutionellen und diskursiven Praktiken vornehmen (vgl. ebd.). Beide Formen 

knüpfen dabei an das Konzept der Input- und Output-Legitimität an (vgl. Dellmuth et 

al. 2019: 628). 

Durch das methodische Vorgehen der Arbeit sollen die unterschiedlichen Legitimati-

onsstrategien der EU herausgearbeitet werden. Auf Grundlage des theoretischen 

Ausgangspunkts, dass die EU mit zunehmenden Legitimitätsanforderungen konfron-

tiert wird, soll innerhalb der aktuellen Kommunikationspolitik der Gebrauch von Legi-

timationsstrategien verdeutlicht werden (vgl. Zürn 2006: 24). Auf Basis der bisherigen 

Erkenntnisse im Bereich der Legitimitätswahrnehmung internationaler Institutionen 

werden Kriterien entwickelt, die für die Analyse der gegenwärtigen Kommunikations-

politik der EU genutzt werden sollen. Bei dem verwendeten Material handelt es sich 

um einen Großteil der aktuellen Kommunikationspolitik der EU (vgl. Kommunikations-

politik o. D.). Diese besteht aus verschiedenen Elementen und wird von Seiten der 

EU für die Interaktion mit den EU-Bürger*innen eingesetzt (vgl. ebd.). Durch die be-

reits ausgeführte Bedeutung von Legitimität für internationale Institutionen kann da-

von ausgegangen werden, dass sich innerhalb der Kommunikationselemente ge-

wisse Legitimationsstrategien herausarbeiten lassen (vgl. Zürn & Stephen 2010: 93). 

Für die Analyse werden hauptsächlich Primärquellen von Seiten der EU verwendet.  

Durch die folgenden Schritte soll die Fragestellung der Arbeit zielführend beantwortet 

werden. Zunächst werden die relevanten theoretischen Konzepte und Theorien der 

Arbeit vorgestellt. Daran anknüpfend werden das theoretische Argument und die Ar-

beitshypothese für das methodische Vorgehen formuliert (Teil II). Nach einem Über-

blick über das Vorgehen und der Vorstellung von einigen Forschungsvorhaben, die 

sich mit einem ähnlichen Forschungsgegenstand beschäftigt haben, werden die ein-

zelnen Kommunikationselemente vorgestellt. Anschließend werden die Kriterien für 

die Inhaltsanalyse formuliert und operationalisiert (Teil III). Die Ergebnisse der Me-

thode werden anschließend für jedes Kriterium und das entsprechende Kommunika-

tionselement vorgestellt. Nach einer Zusammenfassung der relevanten Ergebnisse 

(Teil IV) werden diese vor dem Hintergrund der theoretischen Annahmen und der De-

batte um das Demokratiedefizit der EU eingeordnet (Teil V). Abschließend folgt ein 

Fazit (Teil VI).     
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II Theoretische Grundlagen  

Die folgenden beiden Kapitel thematisieren die relevanten theoretischen Basiskon-

zepte, die im Rahmen von Thema und Fragestellung der Arbeit für essenziell erachtet 

werden. Damit verknüpft ist ein allgemeiner Überblick über die einschlägige Literatur 

und die zugehörigen Forschungsvorhaben relevanter Autor*innen zu den entspre-

chenden Themengebieten, die den aktuellen Stand der Forschung widerspieglen. Zu-

sätzlich dient diese Einführung als Basis für das theoretische Argument und die dar-

aus abgeleitete Arbeitshypothese, welche die Grundlage für das methodische Vorge-

hen darstellt. Das Argument und die dazugehörige Arbeitshypothese werden im drit-

ten Kapitel dargelegt.  

Hierfür wird gezielt auf die Bedeutung des Politisierungsprozesses für die Europäi-

sche Union eingegangen. Anschließend soll daran anknüpfend der Zusammenhang 

zu dem Konzept der politischen Legitimität dargelegt werden. Einen zentralen Stel-

lenwert wird außerdem die Legitimitätswahrnehmung internationaler Institutionen und 

die Möglichkeiten deren aktiver Beeinflussung einnehmen. Der Verweis auf den Stel-

lenwert öffentlicher Kommunikation rundet die theoretischen Grundlagen ab.  

1 Politisierung internationaler Institutionen  

Die Politisierung internationaler Institutionen ist seit einigen Jahren ein zentrales For-

schungsgebiet im Bereich der internationalen Beziehungen (vgl. u.a. de Vries et al. 

2021; Zürn et al. 2012). Grundsätzlich wird unter dem Begriff der Politisierung ein 

Prozess verstanden, bei dem allgemeingültige Entscheidungen in einen Gegenstand 

der öffentlichen Debatte transformiert werden (vgl. Zürn et al. 2012: 74). In Bezug auf 

internationale Institutionen hat dieser Prozess zur Folge, dass deren grundsätzliche 

Funktion und deren Entscheidungen in die breite Öffentlichkeit gebracht werden und 

als eine damit verbundene Konsequenz deren Funktion ebenfalls öffentlich angefoch-

ten wird (vgl. De Vries et al. 2021: 308). Damit verändert sich die Anzahl der Akteure, 

welche mit der Politik von internationalen Organisationen in Verbindung steht (Zürn 

et al. 2007: 149). Besonders der breiten Bevölkerung wird dabei eine zentrale Rolle 

zugeschrieben (De Vries et al. 2021: 310). 

1.1 Politisierung der Europäischen Union  

Als einer der Haupttreiber der Politisierung der EU in den letzten Jahrzehnten gilt die 

zunehmend voranschreitende Erweiterung der europäischen Vertragswerke und die 

damit verbundene zunehmende Autorität (Rauh et al. 2020: 399 & Zürn 2006: 243f.). 

Besonders durch die letzte nennenswerte Änderung mit dem Inkrafttreten des Ver-

trags von Lissabon im Jahre 2007 wurden zahlreiche supranationale Elemente in das 

institutionelle Gefüge der EU eingebracht und ein zentraler Schritt für die weitere 



 5 

europäische Integration vorgenommen (vgl. Vertrag von Lissabon; Kurzdarstellungen 

zur Europäischen Union; Europäisches Parlament o. D.). 

Für Peter De Wilde und Michael Zürn sind drei wesentliche Bestandteile mit der Poli-

tisierung der EU verbunden (vgl. 2012). Zum einem ist es die generelle Aufmerksam-

keit über die Belange der EU, die sich unter anderem daran erkennen lässt, dass die 

europäischen Bürger*innen über Themen der EU informiert sind (vgl. De Wilde & Zürn 

2012: 146). Weiterhin wird diese Aufmerksamkeit von weiteren beteiligten Akteuren 

mobilisiert, wie beispielsweise durch Debatten in den nationalen Parlamenten und die 

Zunahme von zivilgesellschaftlichen Akteuren, die sich mit der EU auseinandersetzen 

(vgl. ebd.: 147). Zusätzlich wird durch die Polarisierung von nationalistisch orientier-

ten Gruppierungen, verbunden mit der allgemeinen Anfechtung der EU, die Politisie-

rung in der nationalen Parteienlandschaft vorangetrieben (vgl. ebd.: 148). Durch die 

beiden zuletzt genannten Faktoren wird hervorgehoben, dass die Politisierung inter-

nationaler Institutionen nicht ausschließlich durch die gestiegene öffentliche Wahr-

nehmung bestimmt wird, sondern mittlerweile verschiedene Faktoren für den Politi-

sierungsprozess verantwortlich sind  (vgl. De Wilde & Zürn 2012: 142ff. & De Vries et 

al. 2021: 324ff.). Dabei zeigt sich, dass besonders der Aspekt der Polarisierung in den 

letzten Jahren mit zunehmenden Herausforderungen für die EU einhergeht. Konkret 

handelt es sich hierbei um die Akteure aus der Zivilgesellschaft und der europäischen 

Parteienlandschaft, die eine euroskeptische Position vertreten (de Wilde et al. 2016: 

6).  

Eine anschauliche Darstellung dieser Entwicklung bietet die Arbeit von Lisbet Hooghe 

und Gary Marks, welche die verschiedenen Dimensionen des Politisierungsprozess 

der EU mit der historischen Entwicklung in Verbindung setzen (vgl. Hooghe & Marks 

2009). Dabei wurde festgestellt, dass bis in die 1980er Jahre kein öffentlicher Diskurs 

über die EU vorherrschte. Dieser Umstand wurde zu Beginn der 1990er Jahre durch 

die Einführung des Vertrags über die Europäische Union, welcher auch unter dem 

Namen „Vertrag von Maastricht“ bekannt ist, geändert (vgl. Vertrag von Maastricht 

o. D.). Generell lässt sich die Initiierung dieses Vertragswerkes als einen bedeuten-

den Schritt für die weitere Ausgestaltung der EU einordnen. So wurden unter anderem 

relevante Einführungen wie die Unionsbürgerschaft, die Voraussetzungen für die eu-

ropäische Währung und eine weitere vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit be-

gründet (vgl. European Central Bank 2017). Damit geht mit dieser Veränderung eben-

falls eine bedeutende Zunahme der Autorität der EU einher, was eine Grundlage für 

die weitere Politisierung bietet (vgl. Zürn, 2006: 243f.).  

Somit zeigt sich anhand dieser und weiterer Arbeiten, die sich mit der Politisierung 

der EU auseinandersetzen (u.a. Hutter & Grande 2014 & De Wilde & Zürn 2012), 

dass vor allem die zunehmende Autorität der EU-Institutionen mit Beginn des Vertrags 
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über die EU einen wesentlichen Beitrag zu der Politisierung beigesteuert hat. Die da-

raus resultierende öffentliche Präsenz der EU trägt zu einer allgemein größeren Be-

kanntheit der EU bei und sorgt dafür, dass europäische Themen zu einem Teil der 

politischen Willensbildung innerhalb der Nationalstaaten werden  (vgl. Hooghe & 

Marks 2009: 9).  

Des Weiteren führt der Politisierungsprozess ebenfalls zu einem höheren Aufkommen 

an kritischen Meinungen gegenüber internationalen Institutionen, die die von ihr aus-

geübte Autorität anfechten (vgl. De Vries et al. 2021: 309ff.). Diese Entwicklung lässt 

sich ebenfalls in Bezug auf die EU feststellen. Zwar hat sich der Anteil der Bevölke-

rung, welcher die EU grundlegend unterstützt in den letzten Jahrzehnten kaum geän-

dert, allerdings hat besonders die Anzahl an Personen und Akteuren zugenommen, 

welche der EU kritisch gegenüberstehen  (vgl. Hooghe & Marks 2009: 7-11). Damit 

kann der öffentliche Diskurs über die EU im Zuge der zunehmenden Politisierung seit 

den 1980er Jahren nicht mehr als „[…]permissive consensus […]“ (Hooghe & Marks 

2009: 5) charakterisiert werden, sondern als ein Zustand des „[…] constraining dis-

sensus […]“ (Hooghe & Marks 2009: 5).  

Um zu verdeutlichen, weshalb die sich ausweitende Autorität internationaler Instituti-

onen und die daraus resultierenden Politisierung eine Herausforderung darstellen, 

soll im folgenden Kapitel das Konzept der politischen Legitimität erläutert werden. 

Zusätzlich werden weitere zentrale Konzepte, die mit der Fragestellung der Arbeit 

verbunden sind, erläutert und auf das theoretische Argument und die Arbeitshypo-

these eingegangen.  

 

2 Legitimität und internationale Institutionen 

Die Ausführungen des vorherigen Kapitels verdeutlichen, dass die zunehmende Au-

torität der EU mit einer steigenden Politisierung einhergeht. Welche Verknüpfungen 

sich aus dieser Entwicklung mit dem theoretischen Konzept der empirisch-soziologi-

schen Legitimität (vgl. Tallberg & Zürn 2019) ergeben, soll im folgenden Kapitel der 

Arbeit erläutert werden. Der Zusammenhang zwischen der Politisierung einer inter-

nationalen Organisation und ihrem Ausmaß an politischer Legitimität soll als Grund-

lage verwendet werden, um damit verbundene Konzepte aus dem Bereich der Legi-

timitätsforschung darzustellen (vgl. u.a. Zürn et al.  2012; Tallberg & Zürn 2019). 

2.1 Zum Verständnis politischer Legitimität  

Das Konzept der politischen Legitimität nimmt eine zentrale Stellung innerhalb des 

theoretischen Kontextes der Arbeit ein. Schlägt man das zugehörige Adjektiv „legitim“ 

in einem deutschsprachigen Wörterbuch nach, wird darunter ein Zustand beschrie-

ben, welcher als allgemein rechtmäßig oder berechtigt gilt (vgl. Kempcke 2000: 617). 
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Übertragen auf die politische Sphäre lässt sich eine Einteilung in zwei grundlegende 

Formen der Legitimität vornehmen. Die empirische Legitimität, welche Vorstellungen 

und Ansichten von Personen über die Ausübung politischer Autorität beschreibt (vgl. 

Stanford Encyclopedia of Philosophy 2017). Dieses Verständnis von Legitimität ba-

siert auf den Vorstellungen des Soziologen Max Weber, der ein politisches Rege-

lungssystem für legitim erachtet, wenn die beteiligten Akteure bestimmte Vorstellun-

gen mit diesem verbinden (vgl. ebd.).  

Damit grenzt sich diese Form der Legitimität von der zweiten Form, dem normativen 

Verständnis ab. Betrachtet man den Begriff vor einem normativen Hintergrund geht 

es um die allgemeine Akzeptanz und Rechtfertigung von politischen Regelungssys-

temen (vgl. Tallberg et al. 2018: 8). In diesem Sinne wird das Vorhandensein von 

Legitimität dahingehend beurteilt, inwiefern gesellschaftliche Normen wie Gerechtig-

keit und Fairness von einer politischen Autorität erfüllt werden (vgl. ebd.: 8). Für den 

Kontext dieser Arbeit ist ausschließlich der empirische Legitimitätsbegriff relevant. 

Dies wird in den folgenden Kapiteln konkretisiert werden.           

Aufbauend auf dem empirischen Verständnis von Legitimität hat sich in der Auseinan-

dersetzung mit internationalen Institutionen der Begriff der soziologischen Legitimität 

etabliert (vgl. u.a. Tallberg et al. 2018). In diesem Fall wird die Legitimität einer inter-

nationalen Institution durch das Zusammenspiel von der zu legitimierenden Einheit, 

einer internationalen Institution, und den Legitimitätsüberzeugungen verschiedener 

Akteure geprägt (vgl. Suchmann 1995: 574). Dabei setzt dieses Verständnis von Le-

gitimität genauer an den Gründen und Prozessen an, die dazu beitragen, dass eine 

autoritätsstiftende Institution von der ihr zugehörigen Zielgruppe als legitim wahrge-

nommen wird (vgl.Tallberg et al. 2018:8). 

Wie das Konzept der politischen Legitimität mit der zunehmenden Autorität internati-

onaler Institutionen und deren Politisierung in Verbindung steht, soll im folgenden Ab-

schnitt dargestellt werden.  

2.2 Autorität und Legitimität   

Wie bereits aus dem vorherigen Kapitel deutlich geworden ist, hat sich im Zuge der 

zunehmenden Autorität der EU ihre grundsätzliche Beschaffenheit geändert. Die EU 

nimmt mittlerweile als politischer Akteur zentrale Herrschaftsaufgaben wahr und fun-

giert nicht ausschließlich als Institution, die sich mit der Problemlösung beschäftigt 

(vgl. Zürn 2006: 244). Durch die in Folge des Politisierungsprozesses gestiegene Auf-

merksamkeit wird die EU zunehmend auf Grundlage „[…] legitimen Regierens […]“ 

(ebd.: 244) bewertet. Durch die mit der Politisierung verbundenen Mechanismen, wie 

beispielsweise die Zunahme öffentlicher Diskurse, (vgl. Zürn et al. 2012: 74), werden 

in gleicher Weise Forderungen nach der angemessenen Ausübung dieser zunehmen-

den Autorität impliziert (vgl. Rauh et al. 2020: 400).  
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Eine internationale Institution erscheint nicht automatisch als legitim, sobald diese 

mehr Autorität besitzt. Bei einem genaueren Blick auf die Bedeutung der beiden Be-

griffe wird deutlich, dass eine Institution Autorität besitzt, sobald diese allgemeingül-

tige Entscheidungen treffen kann und die jeweiligen Adressaten die grundsätzliche 

Politik anerkennen (vgl. Zürn et al.  2012: 82f.). Dies impliziert nicht, dass diese Auto-

rität im Sinne des empirischen Verständnisses von Legitimität angemessen ausge-

führt wird (vgl. Tallberg et al. 2018: 8 & Zürn et al.  2012: 82f.).  

Die Differenzierung der beiden Begriffe verdeutlicht, dass die Beurteilung einer inter-

nationalen Institution hinsichtlich ihrer Legitimität erst erfolgt, sobald diese über ein 

erhöhtes Maß an Autorität verfügt  (Tallberg & Zürn 2019: 586).  

2.3 Bedeutung und Funktion für internationale Institutionen 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Legitimitätsanforderungen an die EU im Kon-

text ihrer Politisierung bleibt die Frage nach der eigentlichen Bedeutung von Legitimi-

tät. Hierdurch soll ersichtlich werden, weshalb internationale Institutionen, wie die EU, 

auf ein ausreichendes Maß an Legitimität angewiesen sind.  

Für internationale Institutionen stellt das Vorhandensein von Legitimität eine wichtige 

Eigenschaft dar, um deren Arbeitsweise sicherzustellen (vgl. Zürn & Stephen 2010: 

93). Unter Berücksichtigung auf das in Kapitel 2.1 vorgestellte Verständnis von empi-

rischer Legitimität können sich internationale Organisationen durch die Zusicherung 

der angemessenen Ausübung ihrer Autorität in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich 

besser behaupten und haben somit die Möglichkeit, dem Bewältigen von globalen 

Herausforderungen nachzugehen (vgl. Reus-Smit 2007: 158 &  Zürn & Stephen 2010: 

93).  

Weiterhin beeinflusst das Vorhandensein von Legitimität die grundsätzliche Wirksam-

keit einer internationalen Institution innerhalb der Weltpolitik des 21. Jahrhunderts. In 

den letzten Jahrzehnten hat sich die Beschaffenheit internationaler Beziehungen von 

der reinen Interaktion souveräner Staaten in Richtung eines unter dem Begriff „[…] 

Global Governance […]“ (Dingwerth & Pattberg 2006: 381) verstandenen Systems 

entwickelt. In diesem System des globalen Regierens wird die Bedeutung von inter-

nationalen Institutionen und nichtstaatlichen Akteuren bei der Lösung grenzüber-

schreitender Probleme hervorgehoben. (vgl. ebd. 381ff.). Hierbei können sich inter-

nationale Institutionen bei der Durchsetzung und vor allem der Einhaltung von inter-

nationalen Regelungen nur behaupten, wenn diese über ein ausreichendes Maß an 

Legitimität verfügen (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 582). Legitime Institutionen können 

dadurch für die langfristige Einhaltung von Vorschriften innerhalb des Global Gover-

nance Systems sorgen, da durch ein ausreichendes Maß an Legitimität die normative 

Angemessenheit der getroffenen Beschlüsse und Entscheidungen suggeriert wird 

(vgl. Zaum 2016: 6).     
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Auch unter Bezugnahme des empirisch-soziologischen Legitimitätsbegriffs wird er-

sichtlich, dass Institutionen, die von Bürger*innen, nichtstaatlichen Akteuren und den 

nationalen Regierungen als legitim eingestuft werden, als sinnvoller und vertrauens-

würdiger erachtet werden (vgl. Suchman 1995: 575).  

Durch die Bedeutung von Legitimität für die Existenz internationaler Institutionen soll 

im folgenden Abschnitt dieses Kapitels auf einige Typologien aus dem Bereich der 

Legitimitätsforschung verwiesen werden, welche die genauen Mechanismen der Le-

gitimitätswahrnehmung von internationalen Institutionen erläutern. In Anknüpfung da-

ran wird das Konzept der Legitimation vorgestellt.  

2.4 Legitimitätswahrnehmung und Legitimation  

Aufgrund der strukturellen Veränderungen der Weltpolitik im Zuge der zunehmenden 

Globalisierung hin zu einem Global Governance System, in dem internationale Insti-

tutionen eine zentrale Rolle einnehmen, wird deren Legitimität von einem vielfältigen 

Publikum begutachtet (vgl. Dingwerth & Pattberg 2006: 381ff.). Neben den National-

staaten, Nichtregierungsorganisationen und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren 

besitzt die breite Bevölkerungsschicht ebenfalls Vorstellungen hinsichtlich der ange-

messenen Ausführung von Legitimität durch internationale Institutionen (vgl.  Tallberg 

et al. 2018: 9).  

Doch welche konkreten Faktoren beeinflussen die Legitimitätsvorstellungen von Bür-

ger*innen? Hierbei haben in den vergangenen Jahren verschiedene Forschungsvor-

haben unterschiedliche Mechanismen herausgearbeitet. So gibt es beispielsweise 

Ansätze, welche den Einfluss von individuellen Faktoren, wie dem politischen Wissen, 

der Identität und bestimmten Wertevorstellungen, auf die jeweiligen Legitimitätsvor-

stellungen beschreiben (vgl. Dellmuth 2018). Auch das Heranziehen von Kosten-Nut-

zen-Bewertungsschemata kann die Legitimitätsvorstellungen hinsichtlich einer inter-

nationalen Institution beeinflussen (vgl. Dellmuth & Schlipphak 2020: 933). Im Vor-

dergrund des theoretischen Arguments der Arbeit sollen die institutionellen Eigen-

schaften einer internationalen Institution liegen und wie sich deren Ausgestaltung auf 

die Legitimitätsvorstellungen von Bürger*innen auswirkt (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 

589ff.). Das damit verbundenen theoretische Konzept von Lisa Dellmuth und ihren 

Mitautoren stellt eine relevante Ausgangsbasis für die weiteren Überlegungen dar 

(vgl. Dellmuth et al. 2019).  

Die Basis für diese Überlegungen legte Fritz W. Scharpf mit den beiden Begriffen der 

Input und Output Legitimität (vgl. Schmidt 2013: 4). Unter der Input Dimension werden 

die Entscheidungsprozesse innerhalb einer Institution verstanden und inwiefern diese 

hinsichtlich der demokratischen Ausgestaltung zu begutachten sind. Die Output Di-

mension verweist auf die getroffenen Entscheidungen und beschlossenen Maßnah-

men einer internationalen Institution. Beide Dimension stellen damit eine Basis für die 
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Legitimitätswahrnehmung dar und orientieren sich hierbei an demokratischen Werte-

vorstellungen, weshalb in diesem Kontext auch der Begriff der demokratischen Legi-

timität verwendet wird  (vgl. Schmidt 2013: 4).  

Aufbauend auf diesen beiden Begriffen wird in verschiedenen theoretischen Konzep-

tionen (u.a. Dellmuth et al. 2019 &  Dellmuth & Tallberg 2015) die Input-Dimension 

mit den Verfahren und die Output Dimension mit der empirisch erfahrbaren Leistung 

einer internationalen Institution verbunden (vgl. Dellmuth et al. 2019: 630f.).  

Mittlerweile existiert ein breites Spektrum an theoretischen Konzeptionen, welche ver-

schiedene institutionelle Einflussfaktoren für die Legitimitätswahrnehmung herausge-

arbeitet haben. Die Autor*innen Dellmuth et al. haben eine Typologie entworfen, bei 

der die beiden Dimensionen „Procedure“ (Dellmuth et al. 2019: 633) und „Perfor-

mance“ (ebd.: 633) als institutionelle Komponenten einer Institution genannt werden, 

die einen Einfluss auf die Legitimitätswahrnehmung haben (vgl. ebd.: 632ff.). Hierfür 

sind für den weiteren Kontext besonders die Kategorien „[…]democratic procedure 

and performance[…]“ und „[…]technocratic procedure and performance (ebd.: 633) 

von Bedeutung. Der ersten Kategorie können Mechanismen zugewiesen werden wie 

das Vorhandensein von Partizipationsmöglichkeiten innerhalb der Institution oder die 

Förderung von demokratischen Strukturen innerhalb des institutionellen Aufbaus be-

absichtigen (vgl. Dellmuth et al. 2019: 634). Die zweite Kategorie verweist auf die 

Effizienz der Entscheidungsprozesse, aber auch auf die möglichen Vorteile, die mit 

den beschlossenen Entscheidungen einhergehen (vgl. Dellmuth et al. 2019: 635). In 

Anknüpfung an den Einfluss der Partizipationsmöglichkeiten zeigt sich, dass vor allem 

die gestiegenen Einflussmöglichkeiten der Zivilgesellschaft eine positive Wirkung auf 

die Legitimität internationaler Institutionen haben können (vgl. Bernauer & Gampfer 

2013: 448).  

Im Bereich der Output Legitimität wird ebenfalls auf den Einfluss der positiven Wir-

kung der erfolgreichen Problemlösung durch internationale Institutionen verwiesen 

(vgl. Tallberg et al. 2018: 9). Demnach stellt die Sichtbarkeit erfolgreicher Entschei-

dungen eine Basis für die Legitimitätsüberzeugungen der breiten Bevölkerung dar 

(vgl. ebd.: 9).  

 

Aufgrund der Tatsache, dass die Legitimitätswahrnehmung von internationalen Insti-

tutionen durch deren institutionelle Ausgestaltung beeinflusst wird (vgl. Dellmuth et al. 

2019: 631ff.), kann dieser Zusammenhang für die aktive und intentionale Beeinflus-

sung der jeweiligen Legitimitätsvorstellungen genutzt werden. Darauf bezieht sich das 

Konzept der Legitimation. Dieses Konzept beschreibt den Vorgang, bei dem die Le-

gitimitätsvorstellungen von Akteuren durch bestimmte Zustände oder Handlungen in 

eine positive Richtung gelenkt werden sollen (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 588). 
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Es handelt sich hierbei, auf Basis des empirisch-soziologischen Legitimitätsbegriffs, 

um die Rechtfertigung der angemessenen Ausführung von Autorität internationaler 

Institutionen (vgl. Dellmuth & Tallberg 2015: 454f.). Bei der Anfechtung dieser Autorität 

kann im Gegenzug von Delegitimation gesprochen werden (vgl. Bäckstrand & Söder-

baum 2018: 103). Dabei können beide Prozesse durch die internationale Institution 

selbst initiiert werden (‚top-down‘) oder durch die mit ihr verbundenen Akteure wie 

Nationalstaaten, zivilgesellschaftliche Akteure oder die breite Bevölkerung (,bottom-

up‘) (vgl. Gronau & Schmidtke 2016: 104f.).  

Mit Verweis auf die Fragestellung der Arbeit soll durch das bereits erwähnte methodi-

sche Vorgehen der Schwerpunkt auf der Legitimation durch eine internationale Insti-

tution liegen (,top-down‘ – Mechanismus; vgl. ebd.: 104f.).  

Innerhalb des Verständnisses von Legitimation deutet der Begriff der Legitimations-

strategie auf die Intentionalität und die Zweckgebundenheit hin, da es sich um „[...] 

goal-oriented activities employed to establish and maintain a reliable basis of diffuse 

support for a political regime by its social constituencies.“(Gronau & Schmidtke 2016: 

540) handelt.  
In der Literatur, die sich mit der Legitimation und Delegitimation internationaler Insti-

tutionen beschäftigt, wurden einige theoretische Konzeptionen vorgelegt, welche sich 

mit konkreten Faktoren beschäftigen, die den Prozess der Legitimation bestimmen 

(u.a. Bäckstrand & Söderbaum 2018). Dabei zeigt sich im Einklang mit den Ausfüh-

rungen zu den institutionellen Quellen für die Legitimitätswahrnehmung internationa-

ler Institutionen (Dellmuth et al. 2019), dass intentional hervorgebrachte institutionelle 

Änderungen von Seiten der Entscheidungsträger ein wirkungsvolles Mittel zur Stei-

gerung der Legitimitätswahrnehmung sein können (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 

2018: 110). Bei den damit verbundenen Praktiken oder Strategien handelt es sich 

bspw. um Initiativen zur Steigerung der Transparenz oder um Programme, welche die 

allgemeine Beteiligung der Zivilgesellschaft fördern (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 

2018: 110). Oftmals können solche institutionellen Strategien durch diskursive Prak-

tiken unterstützt werden, wobei vor allem durch sprachliche Narrative die Selbstrecht-

fertigung der ausgeübten Autorität unterstützt wird (vgl. ebd.: 110).  

2.5 Stellenwert öffentlicher Kommunikation  

Aufgrund des verwendeten Forschungsdesigns der Arbeit und der Materialgrundlage 

bietet es sich an, die Rolle und Funktion der öffentlichen Kommunikation internatio-

naler Institutionen im Zusammenhang mit der wahrgenommenen Legitimität heraus-

zuarbeiten.   

Mit der öffentlichen Kommunikation einer internationalen Institution sind Tätigkeiten 

gemeint, die eine Institution nutzt, um die mit ihr verbundenen Akteure und die breite 

Bevölkerung über bestimmte Entscheidungen und allgemeine Informationen in 
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Kenntnis zu setzen (vgl. Valentini & Nesti 2010: 6). Weiterhin bietet dieser Kommuni-

kationsweg einer internationalen Institution die Möglichkeit, sich auf Basis der Aus-

führungen aus dem vorherigen Unterkapitel (s. Kap. 2.4) gegenüber der breiten Be-

völkerung und anderen Akteuren des Global Governance Systems zu legitimieren 

(vgl. ebd.: 6). Insofern kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass interna-

tionale Institutionen wie die EU ihre Kommunikationspolitik so gestalten, dass diese 

Praktiken und Strategien der Legitimation enthalten (vgl. Ecker-Erhardt 2017: 526). 

Die wesentliche Kommunikationspolitik zwischen der EU und der europäischen Be-

völkerung wird durch die europäische Kommission und das Europäischen Parlament 

gesteuert (vgl. Europäisches Parlament 2023). Besonders zu Beginn der Jahrtau-

sendwende wurde die Kommunikationsstrategie der EU umfassend erneuert mit dem 

hauptsächlichen Ziel, das bestehende Informationsdefizit innerhalb der europäischen 

Bevölkerung in Bezug auf die EU abzubauen (vgl. Nissen 2010: 457ff.). 

 

3 Theoretisches Argument und Arbeitshypothese  

Die bestehenden Ausführungen des zweiten und dritten Kapitels der Arbeit dienten 

der Erläuterung und Einführung in die ausschlaggebenden theoretischen Konzepte 

und Überlegungen, die für das Thema der Arbeit und die damit verbundene For-

schungsfrage relevant sind. Bevor im weiteren Verlauf die eigentliche Analyse der 

Kommunikationspolitik der EU durchgeführt wird, soll im Vorhinein das dafür geltende 

theoretische Argument skizziert werden, was sich im Wesentlichen aus den vorheri-

gen Ausführungen zusammensetzt. 

Wie bereits zu Beginn des zweiten Kapitels ausgeführt wurde, werden internationale 

Institutionen durch deren zunehmende Autorität politisiert, was in einer Auseinander-

setzung über deren Funktion und ebenfalls in deren Anfechtung resultiert (s. Kap. 

2.1). Die Europäische Union ist von dieser Entwicklung im Zuge der vertieften Integra-

tion seit den 1990er Jahren ebenfalls betroffen, was sich in der zunehmenden Pola-

risierung ihrer generellen Rolle äußert (s. Kap. 2.2).  

Eine Folge, die mit der Politisierung internationaler Institutionen verbunden ist, sind 

die daraus resultierenden Legitimitätsanforderungen und die damit verbundene Be-

urteilung der breiten Bevölkerung über die angemessene Ausübung dieser gestiege-

nen Autorität (s. Kap. 3). Aufgrund der hohen Bedeutung, welche die politische Legi-

timität für internationale Institutionen darstellt (s. Kap. 3.3), ist ein ausreichendes Maß 

an Legitimität für die Erfüllung ihrer Funktion relevant.  

Aufgrund des Zusammenhangs zwischen der institutionellen Ausgestaltung internati-

onaler Institutionen und der damit verbundenen Legitimitätswahrnehmung der breiten 

Bevölkerung bedienen sich internationale Institutionen intentionaler Praktiken und 

Strategien, welche ihre Legitimitätswahrnehmung steigern sollen (s. Kap. 3.4). Dabei 
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können auf Basis des Prinzips der Input- und Output-Legitimität verschiedene Arten 

von Legitimationsstrategien identifiziert werden. So werden von internationalen Insti-

tutionen oft rein institutionelle oder diskursive Legitimationsstrategien verwendet (s. 

Kap. 3.4). Eine Möglichkeit, diese Strategien und Praktiken der breiten Bevölkerung 

zu vermitteln, besteht in der öffentlichen Kommunikation. (s. Kap. 3.5).  

Auf Grundlage dieser Zusammenhänge wird folgende Arbeitshypothese für das me-

thodische Vorgehen formuliert:  

 

Arbeitshypothese: Die aktuelle Kommunikationspolitik der EU wird aufgrund der zu-

nehmenden Politisierung der EU unterschiedliche institutionelle und diskursive Legi-

timationsstrategien enthalten, die auf eine Beeinflussung der Legitimitätswahrneh-

mung gegenüber der breiten Bevölkerung abzielen.  

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 

III Methodik  

In diesem Teil der Arbeit werden die mit der gewählten Methode verbundenen Aspekte 

genauer erläutert. Dabei wird zunächst das generelle Vorgehen aufgezeigt. Weiterhin 

wird überblicksartig auf Forschungsvorhaben mit einem ähnlichen Untersuchungsge-

genstand verwiesen, um den Stellenwert des gewählten Vorhabens hervorzuheben. 

Nach einem kurzen Überblick über das verwendete Material werden die für die Me-

thode gewählten Kriterien begründet und operationalisiert.  

1 Vorgehen 

Das geplante Vorgehen im Hinblick auf die Methodik gestaltet sich dabei wie folgt: 

Auf Basis des theoretischen Arguments, welches durch die theoretischen Basiskon-

zepte entwickelt wurde (s. Teil II, Kap. 2 und 3), sollen Kriterien entwickelt werden. 

Diese Kriterien basieren auf den theoretischen Annahmen zur Legitimitätswahrneh-

mung internationaler Institutionen auf Basis ihrer institutionellen Ausgestaltung (s. Teil 
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II, Kap. 3.4). Weiterhin ist bei der Auswahl und Operationalisierung der Kriterien das 

Konzept der Legitimation relevant (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 588). 

Auf dieser Basis sollen aktuelle Kommunikationselemente der Europäischen Union 

anhand der formulierten Kriterien in Form einer kriterienorientierten Inhaltsanalyse 

genauer untersucht werden, um die aus dem theoretischen Argument entwickelte Ar-

beitshypothese zu prüfen und die Fragestellung der Arbeit („Durch den Gebrauch wel-

cher Legitimationsstrategien versucht sich die Europäische Union gegenüber den 

Bürger*innen der Europäischen Union im Zuge der aktuellen Kommunikationspolitik 

zu legitimieren?“) zu beantworten. Dabei wird auf Primärquellen der EU zurückgegrif-

fen, bei denen es sich maßgeblich um die jeweiligen Portale und Internetpräsenzen 

der Kommunikationselemente auf den öffentlich zugänglichen Seiten der EU handelt. 

Weiterhin wird auf die offiziellen Verordnungen der jeweiligen Elemente zurückgegrif-

fen. 

Hierbei wird sich auf die Kommunikationselemente, die durch die europäische Kom-

mission und das europäische Parlament verantwortet werden, beschränkt, da diese 

EU-Institutionen einen großen Teil der bestehenden Kommunikationspolitik der ge-

samten EU zu verantworten haben (vgl. Kommunikationspolitik o. D.; Nissen 2010: 

457ff.).  

 

2 Überblick über bisherige Forschungsvorhaben  

Im Gegenstandsbereich des Forschungsvorhabens dieser Arbeit gibt es innerhalb der 

Literatur einige Arbeiten, die sich damit in Verbindung bringen lassen.  

Im Bereich der Kommunikationspolitik der EU beschäftigen sich einige Vorhaben mit 

der öffentlichen Kommunikation der europäischen Kommission (vgl. u.a. Altides  

2009; Brüggemann 2010; Biegoń, 2013; Rauh et al.  2020 & Rauh 2022). Dabei nimmt 

die europäische Kommission innerhalb der Koordinierung der Kommunikationsstrate-

gie der gesamten EU eine zentrale Rolle ein (vgl. Nissen 2010: 457ff.).  

Die Autoren Valentini und Nesti beschäftigen sich dabei mit der historischen Entwick-

lung der Kommunikationspolitik der Kommission innerhalb eines Zeitraums von 60 

Jahren (vgl. Valentini & Nesti 2010: 9f.). Ein Schwerpunkt liegt hierbei auf den ver-

wendeten Kommunikationselementen und die Verknüpfung zur Legitimität der EU. 

(vgl. ebd.: 7ff.).  

Mit einem ähnlichen Forschungsgegenstand beschäftigt sich Christina Altides (2009) 

in ihrer Arbeit. Vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung der EU bei einem 

gleichzeitigen Informationsdefizit innerhalb der europäischen Bevölkerung werden 

die zu dem Zeitraum der Veröffentlichung vorherrschenden öffentlichen Kommunika-

tionsstrategien von der europäischen Kommission und dem europäischen Parlament 
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genauer untersucht (vgl. Altides 2009: 2ff.). Dabei konnte grundsätzlich festgestellt 

werden, dass besonders im Zeitraum um die Jahrtausendwende die öffentliche Kom-

munikationspolitik der beiden EU-Institutionen nennenswert ausgebaut wurde (vgl. 

ebd.: 201). Weiterhin gibt es Forschungsansätze, die sich besonders auf die sprach-

lichen Aspekte der öffentlichen Kommunikation fokussieren. So untersuchte Christian 

Rauh (2022) nahezu 45.000 Pressemitteilungen der Europäischen Kommission in 

dem Zeitraum zwischen 1985 und 2020 und stellte dabei fest, dass der Sprachge-

brauch der Kommission von einem zu hohen Maß an Komplexität und Technokratie 

geprägt ist (vgl. Rauh 2022: 1). Zuvor haben sich die Autoren Rauh et al. (2020) mit 

der öffentlichen Kommunikation von verschiedenen Akteuren der Exekutive der EU 

beschäftigt. Sie konnten dabei feststellen, dass im Zuge der steigenden Politisierung 

der EU und der damit in Verbindung stehenden Euroskepsis besonders die Vertreter 

der EU-Kommission die Rolle der EU öffentlich verteidigen (vgl. Rauh et al. 2020: 

417f.). 

Eine weitere wichtige Grundlage für das Forschungsdesign dieser Arbeit bietet die 

Studie von Matthias Ecker-Erhardt, welche sich mit der zunehmenden Zentralisierung 

und Professionalisierung der öffentlichen Kommunikation internationaler Institutionen 

beschäftigte (vgl. Ecker-Ehrhardt 2018). Hierbei bestätigte sich durch die quantitative 

Auswertung der öffentlichen Kommunikationsweise internationaler Institutionen über 

einen Zeitraum von mehr als 50 Jahren, dass die Einrichtung professioneller und 

zentraler Kommunikationsabteilungen an der damit verbundenen Selbstlegitimation 

und der Aufrechterhaltung der Autorität liegt (vgl. Ecker-Ehrhardt 2018: 521f.). 

Eine damit vergleichbare Vorgehensweise wählte Dominika Biegoń, indem sie durch 

eine Längsschnittanalyse der Kommunikationsweise der EU-Kommission zwischen 

1973 und 1994 verschiedene Narrative herausarbeitete, die anschließend entspre-

chenden Legitimationsstrategien zugeordnet wurden (vgl. Biegoń 2013:194). 

Damit lässt sich die Beschäftigung mit der öffentlichen Kommunikation der EU, wel-

che maßgeblich durch die Kommission gesteuert und verantwortet wird, als einen 

einschlägigen Forschungsgegenstand charakterisieren. Viele der Vorhaben legen da-

bei den Schwerpunkt auf die langfristige Entwicklung der Kommunikationspolitik oder 

fokussieren sich auf rein sprachliche Aspekte (vgl. u.a. Biegoń 2013:194; vgl. Rauh 

2022: 1).  

Das methodische Vorgehen dieser Arbeit grenzt sich dabei in folgenden Punkten von 

den aufgeführten Arbeiten ab. Zunächst handelt es sich um ein rein qualitatives Ver-

fahren. Außerdem beschränkt sich das Vorgehen auf die Prüfung von institutionellen 

und diskursiven Legitimationsstrategien. Weiterhin werden ausschließlich einige der 

aktuellen Kommunikationselemente der EU aus dem Jahre 2023 untersucht.   
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3 Materialgrundlage: Aktuelle Kommunikationselemente der EU  

Die aktuelle Kommunikationspolitik der EU setzt sich aus verschiedenen Elementen 

zusammen. Dabei gibt es grundlegende Informationsmöglichkeiten, die sich mittler-

weile vor allem im Bereich der Internetpräsenz wiederfinden, und spezifische Pro-

gramme und Initiativen, die in den letzten Jahren entwickelt worden sind (vgl. Kom-

munikationspolitik o. D.). Wie bereits erwähnt wurde, wird mittlerweile ein großer Teil 

der öffentlichen Kommunikation der EU von der Generaldirektion Kommunikation der 

Europäischen Kommission verantwortet (vgl. Kommunikation o. D.). Weiterhin wer-

den einige Kommunikationsangebote vom Europäischen Parlament koordiniert (vgl. 

Kommunikationspolitik o.D.).  

3.1 Allgemeine Maßnahmen und Instrumente  

Es gibt in Bezug auf den direkten und persönlichen Kontakt von Bürger*innen zu der 

EU die Möglichkeit, direkte Anfragen an das Europäische Parlament zu stellen. Unter 

dem Programmnamen „AskEP“ werden diese Anfragen innerhalb von 10 Werktagen 

beantwortet. Alle Bürger*innen könne hierbei allgemeine Fragen in schriftlicher Form 

zu verschiedenen Themen der EU stellen (vgl. Schreiben Sie uns; Formulare; Euro-

päisches Parlament o. D.). Diese Möglichkeit bietet die Europäische Kommission 

ebenfalls an. Dabei können sowohl telefonisch als auch per E-Mail Fragen zu allge-

meinen Sachinformationen bezüglich der EU gestellt werden. Das Angebot be-

schränkt sich dabei nicht ausschließlich auf die Institutionen, welche die Fragen ent-

gegennehmen, sondern betrifft Belange der gesamten EU (vgl. So erreichen Sie uns; 

Europäische Union o. D.).  

Weiterhin gibt es eine offizielle Informationsseite der EU, auf der Informationen über 

die verschiedensten Aspekte bereitgestellt werden (vgl. Ihr Portal zur EU, Aktuelles, 

Schwerpunktthemen; Europäische Union o. D.).  

Außerdem gibt es die Möglichkeit, audiovisuelle Medienangebote der Kommission 

(vgl. EC AV PORTAL o. D.) und des europäischen Parlaments (vgl. Europäisches Par-

lament 2023) in Anspruch zu nehmen. Diese Angebote stellen Nachrichtensendun-

gen, Live-Übertragungen und Videos von offiziellen Mitteilungen bereit (vgl. ebd.).   

Im Kontext der letzten Wahl zum Europäischen Parlament im Jahre 2019 wurde vom 

Europäischen Parlament die interaktive Internetseite „Das tut die EU für mich“ (vgl. 

What Europe does for me - #EUandME o. D.) eingerichtet. Diese interaktiv gestaltete 

Plattform informiert hauptsächlich über die Vorteile, die mit der EU verbunden sind. 

So werden bspw. konkrete Errungenschaften wie geförderte Projekte von der EU für 

die eigene Region vorgestellt. Auch alltägliche Aspekte wie der Europäische Binnen-

markt werden dort thematisiert (vgl. ebd. o.D.).   
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3.2 Programme und Initiativen   

Das von der Kommission und dem europäischen Parlament verantwortete Kommuni-

kationsspektrum schließt ebenfalls einige gesonderte Programme und Initiativen ein.  

Die europäische Kommission bietet allen Bürger*innen der EU über das Portal „Ihre 

Meinung zählt“ die Möglichkeit, ihre Meinung zu geplanten Rechtsvorschriften der 

Kommission abzugeben (vgl. European Commission - Have your say o. D. & Kom-

munikationspolitik o. D.) Die Meinungsbeiträge werden unter Einhaltung von be-

stimmten Feedback-Regeln in einem Forum veröffentlicht (vgl. ebd. o.D.).  

Im Jahr 2014 initiierte die Kommission das Programm „Europa für Bürgerinnen und 

Bürger“. Mit diesem Programm unterstützt die Kommission vor allem durch finanzielle 

Mittel von europäischen Bürger*innen organisierte Programme (vgl. Programm „Bür-

gerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ o. D.). Diese Programme 

sollten sich zum einem mit dem Geschichtsbewusstsein der EU und ihrem Grün-

dungszweck auseinandersetzen, aber vor allem auch Aktivitäten fördern, die das de-

mokratische Engagement und die Bürgerbeteiligung der EU-Bürger*innen stärken 

sollen (vgl. Europäische Kommission 2019: 3). Das Programm wurde im Jahr 2021 

durch das Programm „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ 

abgelöst (vgl. Programm „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ 

o. D.).  

Weiterhin besteht mit der Europäischen Bürgerinitiative seit dem Jahr 2012 die Mög-

lichkeit für alle EU-Bürger*innen, sich durch den Zusammenschluss mit anderen Bür-

ger*innen aktiv in den Rechtsverordnungsprozess der Kommission und dem Europä-

ischen Parlament einzubringen (vgl. Amtsblatt der Europäischen Union 2011: 1.). 

Durch den Zusammenschluss von mindestens sieben EU-Bürger*innen aus verschie-

denen Mitgliedsstaaten können bei der entsprechenden Anzahl an Unterstützungs-

bekundungen die Vorschläge für mögliche Rechtsverordnungen an die Europäische 

Kommission vorgelegt werden (vgl. ebd.: 6.). Falls alle Voraussetzungen erfüllt wer-

den, entscheidet die Kommission über das weitere Vorgehen und ob über den einge-

reichten Vorschlag im Europäischen Parlament beratschlagt wird (vgl. ebd.: 7.). 

Die vorgestellten Kommunikationselemente werden im nächsten Teil der Arbeit unter 

Berücksichtigung der zuvor aufgestellten Kriterien genauer analysiert, um der Beant-

wortung der Forschungsfrage nachzukommen. Dafür wird im nächsten Kapitel die 

Auswahl der Kriterien begründet und abschließend für das methodische Vorgehen 

entsprechend operationalisiert.  



 18 

 

4 Begründung & Operationalisierung der Kriterien 

Die Kriterien setzen an theoretischen Überlegungen aus dem Bereich der Legiti-

mitätsforschung an, welche sich mit Möglichkeiten beschäftigen, wie eine internatio-

nale Institution ihre Legitimitätswahrnehmung gegenüber der breiten Bevölkerung 

steigern kann (vgl. Dellmuth & Tallberg 2015: 454f.). Konkret handelt es sich um die 

Umsetzung von bestimmten Legitimationsstrategien (vgl. Gronau & Schmidtke 2016: 

540), deren Vorhandensein durch die Untersuchung der bereits vorgestellten Kom-

munikationselemente (s. Kap. 3) überprüft werden soll.  

Von besonderer Bedeutung ist bei der Auswahl der Kriterien die Legitimitätswahrneh-

mung internationaler Institutionen auf Basis ihrer institutionellen Ausgestaltung (vgl. 

Tallberg & Zürn 2019: 589ff.). In Verbindung mit dem einschlägigen Konzept der Input- 

und Output-Legitimität und relevanten Typologien, die sich mit der institutionellen Le-

gitimation auseinandersetzen, werden die dafür notwendigen Kriterien begründet  

(vgl. Bäckstrand & Söderbaum 2018: 110; Dellmuth et al. 2019: 634ff. & Schmidt 

2013: 4). Durch die anschließende Operationalisierung soll ein geeignetes Verfahren 

konstruiert werden, um das Vorhandensein von möglichen Legitimationsstrategien zu 

prüfen (s. Abb. 1).  

 
• 1. Kriterium: Partizipation der Zivilgesellschaft 

Dieses Kriterium bezieht sich auf die Input-Dimension der institutionellen Le-

gitimitätswahrnehmung (vgl. Schmidt 2013: 4). In Verbindung mit dem Ansatz 

von Lisa Dellmuth und ihren Mitautoren stellt diese eine Möglichkeit dar, die 

Legitimitätswahrnehmung von der Institution aus positiv zu beeinflussen (vgl. 

Dellmuth et al. 2019). In diesem Fall handelt es sich um die Möglichkeit, durch 

eine Zunahme der Partizipationsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft die demo-

kratischen Verfahren innerhalb der Institution auszubauen (vgl. Dellmuth et al. 

2019: 634). 

Somit werden in den verschiedenen Kommunikationselemente Rahmenbe-

dingungen und Praktiken, welche die breite Bevölkerung in die Entschei-

dungsprozesse der EU in jeglicher Art und Weise mit einbeziehen, als Hin-

weise auf die Übereinstimmung mit dem Kriterium angesehen (vgl. Dellmuth 

et al. 2019: 634). Zusätzlich wird dieses Kriterium ebenfalls als erfüllt angese-

hen, wenn die entsprechenden Kommunikationsmittel Möglichkeiten enthal-

ten, durch die die Zivilgesellschaft an der Formulierung und Überprüfung von 

Entscheidungen der EU involviert ist (vgl. ebd.: 634). 
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• 2. Kriterium: Transparenz  
Auch dieses Kriterium steht in Verbindung mit der Input-Dimension (vgl. 

Schmidt 2013: 4). Dabei knüpft es an den Zusammenhang an, dass durch 

eine Intensivierung der zur Verfügung stehenden Informationsmöglichkeiten 

die Transparenz einer internationalen Institution gesteigert werden kann und 

im Zuge damit auch die Legitimität der Institution. Hierdurch wird besonders 

die demokratische Legitimität beeinflusst (vgl. Héritier 2003: 829ff.).   

Insofern wird darauf geachtet, inwiefern ein Schwerpunkt der jeweiligen Kom-

munikationselemente in der Vermittlung von spezifischen Informationen be-

steht. Hierbei ist beispielsweise die Vermittlung von Informationen möglich, 

die über den Aufbau der EU-Institutionen, allgemeine Informationen oder über 

aktuelle Beschlüsse und Maßnahmen der EU berichten (passiver Zugang zu 

Informationen) (vgl. Héritier 2003: 821). Weiterhin wird mit diesem Kriterium 

ebenfalls die Möglichkeit in Verbindung gebracht, inwiefern die breite Bevöl-

kerung offiziellen Stellen der EU Informationen und Forderungen übermitteln 

kann und diese durch die EU berücksichtigt werden (aktiver Zugang zu Infor-

mationen) (vgl. ebd.: 821). 

 

• 3. Kriterium: Vorteile und problemlösende Aspekte 
Das dritte Kriterium zielt auf die generellen Vorteile und problemlösenden As-

pekte ab, die durch das Wirken internationaler Institutionen geschaffen wer-

den (vgl. Dellmuth et al. 2019: 635). Dabei zeigt sich, dass der Verweis auf die 

Wirksamkeit von politischen Handlungen oder die Benennung von konkreten 

Vorteilen für die Gesellschaft positive Auswirkungen auf die Legitimitätswahr-

nehmung der Institution hat (vgl. ebd.: 635). Zusätzlich bildet die Wahrneh-

mung der Problemlösung durch eine internationale Institution eine Basis für 

die Legitimitätsüberzeugungen der breiten Bevölkerung (vgl. Scholte & 

Tallberg 2018: 9). 

Auf Grundlage der Begründung für dieses Kriterium sollen die folgenden As-

pekte auf die Erfüllung des Kriteriums hinweisen. Die Kommunikationsele-

mente werden dahingehend untersucht, inwiefern auf allgemeine Vorteile im 

Zusammenhang mit der EU verwiesen wird (vgl. Dellmuth et al. 2019: 635). 

Dies können beispielsweise von der EU verabschiedete Maßnahmen sein, die 

für alle EU-Bürger*innen einen erfahrbaren Vorteil darstellen. Möglich ist 

ebenfalls die Betonung der Wirksamkeit von bestimmten Errungenschaften, 

welche maßgeblich durch die EU zu verantworten sind (vgl. ebd.: 635). Auch 

bei der Benennung von konkreten Herausforderungen, welche durch die EU 

erfolgreich bewältigt wurden, wird das Kriterium als erfüllt angesehen.  
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• 4. Kriterium: Diskursiver Schwerpunkt  
Das letzte Kriterium zielt auf die sprachliche Ausdrucksweise innerhalb der 

Kommunikationselemente ab. Auf Basis der Input- und Output-Dimension der 

Legitimitätswahrnehmung internationaler Institutionen (vgl. Schmidt 2013: 4), 

soll das Vorhandensein diskursiver Legitimationsstrategien geprüft werden 

(vgl. Bäckstrand & Söderbaum 2018: 110; Schmidt 2013: 4). Dieser Bereich 

der Legitimationsstrategien betrachtet insbesondere die sprachliche Gestal-

tung bestimmter Textelemente, welche zur Legitimation eingesetzt werden 

(vgl. ebd.: 108).  

Auf Basis eines Forschungsvorhabens von Pamela Pansardi und Francesco 

Battegazzore (2018) sollen zwei Narrative diskursiver Legitimationsstrategien 

geprüft werden. Der Input-Dimension kann das Narrativ der Autorisierung zu-

geordnet werden (vgl. ebd.: 6). Hierbei wird durch den Verweis auf die Autori-

tät von bestimmten Gesetzen und allgemein anerkannten Traditionen ver-

sucht, die Legitimitätswahrnehmung zu beeinflussen (vgl. ebd.: 6, aus: Van 

Leeuwen 2007). Daraus abegeleitet werden die Kommunikationselemente 

besonders hinsichtlich der Betonung auf die allgemeine Stärkung der 

demokratischen Verfahren innerhalb der EU untersucht (vgl. Dellmuth et al. 

2019: 634). Bezüglich der Output-Dimension handelt es sich um Narrative, die 

sich dem Gebiet der Rationalisierung zuordnen lassen (vgl. Pansardi & 

Battegazzorre 2018: 6). Die Kommunikationselemente werden hierbei auf das 

Vorhandensein der sprachlichen Betonung vom generellen Nutzen der EU 

analysiert (vgl. Pansardi & Battegazzorre 2018: 6, zitiert nach Van Leeuwen 

2007).  
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Tabelle 1: Die verwendeten Kriterien mit der jeweils zugehörigen Operationalisierung; s. Teil III, Kap. 4 

(eigene Darstellung)   

 

 

IV Ergebnisse 

Auf Grundlage des vorherigen Teils, der die verschiedenen Aspekte des methodi-

schen Vorgehens erläutert hat, sollen die zentralen Ergebnisse der Inhaltsanalyse 

vorgestellt werden. Dabei wird für jedes der vorgestellten Kriterien (s. Teil III, Kap. 4) 

die Verknüpfung mit den verschiedenen Kommunikationselementen verdeutlicht. Ab-

schließend werden die Ergebnisse zusammengefasst.  

 

1 Partizipation der Zivilgesellschaft  

Die beiden Kommunikationselemente „AskEP“ und „Europe direct“ können bei der 

Verknüpfung mit den Kriterien zusammenhängend betrachtet werden, da beide In-

strumente die Möglichkeit der direkten Kontaktaufnahme von Bürger*innen mit der 

EU bieten (s. Teil III, Kap. 3). 

Im Hinblick auf die Erfüllung des ersten Kriteriums lässt sich feststellen, dass es sich 

hierbei um reine Möglichkeiten der Kontaktaufnahme handelt, durch die Informatio-

nen eingeholt werden können (vgl. Schreiben Sie uns; Formulare; Europäisches Par-

lament o. D. & So erreichen Sie uns; Europäische Union o. D.). Dementsprechend 

lassen sich keine Hinweise finden, die auf eine stärkere Einbindung der europäischen 

Bürger*innen bei der Gestaltung der Politik der EU hindeuten. Der informative 

 

 

Operationalisierung 

Partizipation der Zivilgesell-
schaft 

Bürger*innen werden in politische Entscheidungspro-
zesse der EU eingebunden und wirken aktiv mit.  

Bürger*innen können getroffene Entscheidungen der 

politischen Entscheidungsträger überprüfen. 

Transparenz Umfassendes Informationsmaterial über die EU jegli-

cher Art für die breite Bevölkerung. 

Bürger*innen können mit Forderungen an offizielle Stel-

len der EU herantreten. 

Vorteile & problemlösende 
Aspekte 

Verweis auf konkrete Vorteile und Errungenschaften für 

die Bürger*innen, die durch das Handeln der EU sicht-

bar werden.  

Diskursiver Schwerpunkt Erfüllung von zwei Narrativen:  

Autorisierung: mit Bezug auf die demokratischen Ver-

fahren innerhalb der EU. 
Rationalismus: Nutzen, der durch die EU für die Bür-

ger*innen entsteht. 
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Charakter der beiden Kommunikationsinstrumente zeigt sich vor allem anhand der 

Beschreibungen auf den zugehörigen Internetpräsenzen (vgl. ebd.). Bei beiden Ele-

menten wird den Bürger*innen die Möglichkeit gegeben sich grundlegenden Sachin-

formationen über die Aufgaben, Maßnahmen oder bestimmte Institutionen einzuho-

len. Dies deutet auf eine Art der Informationsaufbereitung hin und nicht auf die Betei-

ligung der Bürger*innen an den politischen Prozessen der EU (vgl. ebd.).  

Die offizielle Website der EU, „EUROPA“, stellt teilweise Verknüpfungen zu dem ers-

ten Kriterium her. Grundsätzlich lässt sich die offizielle Internetpräsenz der EU als ein 

umfangreiches Kommunikationsinstrument betrachten, da auf der Seite viele unter-

schiedliche Informationen zur Verfügung gestellt werden (vgl. Ihr Portal zur EU, Aktu-

elles, Schwerpunktthemen; Europäische Union o. D.). Dadurch werden auf der Seite 

unter der Rubrik „Mitmachen, mitreden, wählen“ (ebd. o. D.) ebenfalls die Möglichkei-

ten vorgestellt, die den Besucher*innen der Seite über die allgemeinen Partizipations-

möglichkeiten für alle Bürger*innen aufklären. Zusätzlich wird auf die entsprechenden 

Programme, wie die Europäische Bürgerinitiative verwiesen. Dadurch besteht für alle 

Bürger*innen die Möglichkeit sich näher mit den Partizipationsmöglichkeiten und ver-

schiedenen Programmen zu befassen (vgl. Mitmachen, mitreden, wählen – Ihre 

Rechte; Europäische Union o. D.). 

Der Audiovisuelle Dienst der Europäischen Kommission und das Multimedia Zentrum 

des Parlaments können im Hinblick auf die Erfüllung des ersten Kriteriums zusam-

menhängend betrachtet werden. Dadurch, dass beide Kommunikationskanäle auf die 

einseitige Versorgung der Öffentlichkeit mit Videos und anderen Medienelementen 

ausgerichtet sind, werden keine Bezüge zu dem ersten Kriterium hergestellt (vgl. EC 

AV PORTAL o. D. & European Parliament Multimedia Centre o. D.). Dies liegt vor al-

lem daran, dass die Inhalte der dort einsehbaren Medien auf allgemeine Neuigkeiten 

der EU ausgerichtet sind. Es lassen sich keine Inhalte identifizieren, die explizit auf 

die Partizipationsmöglichkeiten hinweisen oder in einer anderen Art und Weise den 

EU-Bürger*innen die Möglichkeit dazu geben (vgl. ebd. o. D.).   

Auch die interaktive Internetseite „Das tut die EU für mich“ beabsichtigt nicht explizit 

die Möglichkeit, die EU-Bürger*innen aktiv an der Gestaltung der politischen Ziele der 

EU zu beteiligen. Weiterhin besteht durch die Konzipierung der Seite nicht die Mög-

lichkeit, dass sich die Bürger*innen aktiv in Entscheidungen der EU miteinbeziehen 

können (vgl. What Europe does for me - #EUandME o. D.). In den drei Kategorien der 

Seite „In meiner Region“, „In meinem Leben“ und „Im Fokus“ (ebd.) wird nicht nen-

nenswert auf die partizipativen Möglichkeiten der EU-Bürger*innen hingewiesen. Fer-

ner werden innerhalb der drei Kategorien jeweils spezifische Vorteile benannt, die mit 

der EU verbunden sind (vgl. ebd.).  
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Das Programm „Ihre Meinung zählt“ erfüllt die Aspekte des ersten Kriteriums. Schließ-

lich ermöglicht die zugehörige Internetpräsenz die Abgabe der persönlichen Meinung 

von allen EU-Bürger*innen zu von der Kommission geplanten Rechtsverordnungen 

(vgl. European Commission - Have your say o. D.). In dieser Phase der öffentlichen 

Konsultation wird es allen EU-Bürger*innen möglich gemacht, sich an dem Verord-

nungsprozess zu beteiligen. Dadurch wird seitens der EU versucht die Bürger*innen 

möglichst aktiv in die Entscheidungsprozsse mit einzubeziehen (vgl ebd. o. D.). Durch 

die Beteiligung der Bürger*innen an diesem Prozess versucht die EU-Kommission, 

besonders den Aspekt der demokratischen Legitimität zu berücksichtigen (vgl. 

Schmidt 2013: 4). 

Für das von der Kommission initiierte Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ 

ergeben sich folgende Zusammenhänge in Bezug auf das erste Kriterium. Bereits in 

einem der Hauptziele des Programms wird die Verbesserung der demokratischen Be-

teiligung innerhalb der EU konkret benannt (vgl. Kommunikationspolitik o. D.). Wei-

terhin wird aus den von der Kommission festgelegten Förderkriterien ersichtlich, dass 

jegliche zivilgesellschaftlichen Projekte gefördert werden, die zu einer stärkeren Be-

teiligung der EU-Bürger*innen an den politischen Prozessen der EU beitragen (vgl. 

Europäische Kommission 2022: 50f.). Für das aktuelle Jahr soll der Fokus der Pro-

gramme beispielsweise auf einer Erhöhung der Beteiligung mit Blick auf die Parla-

mentswahlen im Jahr 2024 liegen (vgl. ebd.: 9f.).  

Die Europäische Bürgerinitiative legt aufgrund ihrer Konzeption und Zielvorstellung 

ebenfalls einen Fokus auf die Erhöhung der partizipativen Elemente innerhalb der EU 

(Startseite; Europäische Bürgerinitiative o. D.). Dadurch, dass allen EU-Bürger*innen 

die Möglichkeit gegeben wird, Vorschläge für mögliche Rechtsverordnungen bei der 

Kommission einzureichen, werden die partizipativen Strukturen für die breite Bevöl-

kerung innerhalb der EU weiter ausgebaut (vgl. Europäische Kommission 2011: 1). 

Damit knüpft dieses Kommunikationselement im Vergleich zu dem Portal „Ihre Mei-

nung zählt“ nochmal in einem anderen Maße an die partizipativen Möglichkeiten an, 

da die Beteiligung nicht nur auf bereits bestehenden Verordnungen ausgerichtet ist.  

 

2 Transparenz  

Sowohl die Plattform „AskEP“, als auch Kontaktmöglichkeiten über die Seite „Europe 

direct“ führen zu einer allgemeinen Zunahme der Transparenz. Beide Kommunikati-

onselemente ermöglichen in Form von schriftlichen oder persönlichen Anfragen die 

Bereitstellung von Informationen rund um die EU (vgl. Schreiben Sie uns; Formulare; 

Europäisches Parlament o. D. & So erreichen Sie uns; Europäische Union o. D.). 

Durch beide Plattformen wird die Möglichkeit geboten, dass die Nutzer*innen der je-

weiligen Seiten auf einem direkten Weg über jegliche Sachinformationen der EU 
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informiert werden. Diese Informationen reichen bei beiden Programmen von Informa-

tionen zu den einzelnen EU-Institutionen (vgl. ebd.) bis hin zu den Tätigkeitsfeldern 

oder aktuellen Beschlüssen der zahlreichen EU-Institutionen (vgl. ebd.).  

Die offizielle Internetpräsenz der EU bietet in vielen Bereichen umfangreiche Informa-

tionsangebote (vgl. Ihr Portal zur EU, Aktuelles, Schwerpunktthemen; Europäische 

Union o. D.). Insofern wird dadurch zumindest der erste Teil des Kriteriums (passiver 

Zugang zu Informationen) erfüllt. In sechs verschiedenen Kategorien, die mit weiteren 

Unterpunkten versehen sind, wird auf viele verschiedene Themen eingegangen. Hier-

bei werden unter dem Punkt „Grundsätze, Länder, Geschichte“ (ebd.) die Beitrittsre-

gelungen, die umfangreiche Historie der EU und allgemeine Fakten vorgestellt (vgl. 

ebd.). Weiterhin besteht die Möglichkeit, je nach individuellem Interesse, tieferge-

hende Informationen zu einzelnen Aspekten zu erhalten (vgl. Geschichte und Pioniere 

der EU; Europäische Union o. D.).  

Die beiden Plattformen, welche audiovisuelle Medien der breiten Öffentlichkeit und 

Medienvertretern zur Verfügung stellen, legen den Schwerpunkt maßgeblich auf die 

reine Aufbereitung von Informationen (vgl. EC AV PORTAL o. D. & European Parlia-

ment Multimedia Centre o. D.). Dadurch wird ein weiterer Beitrag zur Erhöhung der 

Transparenz gegenüber der breiten Bevölkerung geleistet. Je nachdem, ob es sich 

um das Angebot von der Europäischen Kommission oder dem europäischen Parla-

ment handelt, reicht dieses Spektrum von einem täglichen Live-Stream bis hin zu ak-

tuellen Beschlüssen im Videoformat (vgl. ebd.). Dieses Angebot wird ebenfalls durch 

entsprechendes Fotomaterial unterstützt (vgl. ebd.). Durch die tägliche Aktualisierung 

der unterschiedlichen Informationsmedien soll den Besucher*innen der Portale ein 

möglichst aktueller und umfangreicher Zugang geboten werden. 

Die internetbasierte Plattform „Das tut die EU für mich“ weist, neben ihrer eigentlichen 

Hauptintention, ebenfalls Informationsangebote zu verschiedenen Themen der EU 

auf (vgl. What Europe does for me - #EUandME o. D.). Diese beschränken sich dabei 

auf die Vorteile, die mit der EU verbunden sind (vgl. ebd.). Beispielsweise werden 

konkrete Errungenschaften benannt, die für einzelne Regionen in den Mitgliedsstaa-

ten der EU von Bedeutung sind. Die Informationsaufbereitung wird bei dieser Art von 

Kommunikationsinstrument mit verschiedenen Vorteilen der EU verbunden (vgl. ebd). 

Durch die Plattform „Ihre Meinung zählt“ wird die zweite Dimension, mit der das Kri-

terium operationalisiert wurde, ebenfalls thematisiert. Hierbei handelt es sich um die 

Möglichkeit, dass EU Bürger*innen bestimmte Forderungen an von der EU beschlos-

sene Maßnahmen stellen können und so einen aktiven Zugang zu Informationen er-

halten (s. Teil III, Kap. 4). Der Hauptzweck des Programms liegt darin, dass alle Bür-

ger*innen der EU an die Kommission herantreten können, um ihre Meinung zu aktu-

ellen Rechtsverordnungen abzugeben (vgl. Europäische Kommission 2011: 2). Damit 
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wird ein wesentlicher Bestandteil des Kriteriums erfüllt (s. Teil III, Kap. 4) und somit 

ebenfalls ein Teil dazu beigetragen, den EU-Bürger*innen ein höheres Maß an Trans-

parenz zu vermitteln.  

Die übrigen Kommunikationselemente („Europa für Bürgerinnen und Bürger“, Die Eu-

ropäische Bürgerinitiative) weisen keine nennenswerten Bezüge zu dem zweiten Kri-

terium auf.  

 

3 Vorteile & problemlösende Aspekte  

In Bezug auf das Kommunikationsmittel „AskEP“ lässt sich bei einer genaueren 

Durchsicht der veröffentlichten Anfragen und den dazugehörigen Antworten folgen-

des feststellen. Vor allem, wenn es sich um Anfragen handelt, die auf die Lösung von 

Problemen und Herausforderungen abzielen, wird das dritte Kriterium größtenteils er-

füllt. Beispielsweise gibt es vermehrt Anfragen an das Parlament, bei denen die Bür-

ger*innen wissen wollen, was die EU gegen den Klimawandel unternimmt (vgl. Ep 

2022a). In der dazugehörigen Antwort wird an einigen Stellen explizit auf die Aspekte 

verwiesen, die die EU zur Lösung des Problems beiträgt (vgl. ebd.). Unter dem 

Ausdruck „The EU is taking a whole series of measures to place its economy and 

society on a sustainable path that protects citizens and the environment on a long-

term basis” (Ep 2022a), werden aufeinanderfolgend bisher stattgefundene und ge-

plante Maßnahmen erläutert (vgl. ebd.). Auch in anderen Bereichen lässt sich dieses 

Muster feststellen. So wird im Bereich der Bekämpfung von Kinderarbeit auf die Er-

rungenschaften der EU verwiesen (vgl. Ep 2022b). Letztendlich lässt sich das Vor-

handensein von Elementen, die explizit die Errungenschaften der EU betonen, nur in 

vereinzelten Anfragen wiederfinden. Darüber hinaus gibt es ebenfalls Anfragen, die 

einen rein informativen Charakter aufweisen (vgl. Ep 2022b).  

Im Vergleich dazu bietet das Kommunikationsportal, das von der Kommission verant-

wortet wird, keine expliziten Dokumente oder Hinweise, welche auf die Erfüllung des 

dritten Kriteriums hindeuten (vgl. EC AV PORTAL o. D.). Durch den informativen Cha-

rakter des Portals steht die Vermittlung von allgemeinen Vorteilen, die mit der EU 

verbunden sind, nicht im Vordergrund (vgl. ebd. o. D.).  

Die Internetpräsenz der EU verfügt unter der Rubrik „Prioritäten und Maßnahmen“ 

(Ihr Portal zur EU, Aktuelles, Schwerpunktthemen; Europäische Union o. D.) eine Ka-

tegorie, die mit dem Begriff „Errungenschaften“ (ebd. o. D.) bezeichnet wird. Unter 

der Überschrift „Die wichtigsten Errungenschaften und konkreten Vorteile der Euro-

päischen Union“ (Errungenschaften und Vorteile; Europäische Union o. D.) werden 

die erfahrbaren Vorteile der EU vorgestellt. Zum Beispiel wird auf die Wirkung des 

europäischen Binnenmarkts, die Auswirkungen auf den allgemeinen Lebensstandard 

und die Bemühungen im Bereich der internationalen Politik eingegangen (vgl. ebd. o. 
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D.). Weiterhin wird unter den Kategorien „Anti-Corona-Maßnahmen der EU“ (Ihr Por-

tal zur EU, Aktuelles, Schwerpunktthemen; Europäische Union o. D.) und „EU-Hilfe 

für die Ukraine“ (ebd. o. D.) an zwei exemplarischen Problemfeldern die Problemlö-

sekompetenz der EU verdeutlicht. Damit werden die Aspekte des dritten Kriteriums 

grundsätzlich erfüllt. Die beiden Kommunikationsportale, welche auf die Bereitstel-

lung von medialen Inhalten fokussiert sind, beschränken sich hierbei auf die allge-

meine Vermittlung von aktuellen Informationen und Beschlüssen der EU in entspre-

chend aufbereiteter Form (vgl. EC AV PORTAL o. D. & European Parliament Multime-

dia Centre o.D.). Dabei können keine gesonderten Inhalte identifiziert werden, die auf 

die Aspekte des dritten Kriteriums hinweisen.  

Das Internetportal „Das tut die EU für mich“ (What Europe does for me - #EUandME 

o. D.) deutet mit seinem eindeutigen Titel auf den wesentlichen Schwerpunkt des Pro-

gramms hin. In drei verschiedenen Kategorien wird umfangreich erläutert, welche 

Vorteile mit der EU in der eigenen Region und den persönlichen Lebensumständen 

verbunden sind (vgl. ebd.). Durch die Interaktivität der Seite, zum Beispiel bezüglich 

der gewählten Region, ist ebenfalls eine persönliche Schwerpunktsetzung möglich, 

welche die Maßnahmen der EU lebensnäher wirken lassen (vgl. ebd.). Hierdurch wird 

die Output-Dimension der EU hervorgehoben (vgl. ebd.). 

Die übrigen Kommunikationselemente (s. Tab. 2) beinhalten keine Aspekte, die mit 

den Merkmalen des dritten Kriteriums übereinstimmen. Bei diesen Programmen über-

wiegt besonders der partizipative Anteil (s. Kap. 1), was an der grundlegenden Über-

einstimmung mit dem ersten Kriterium zu erkennen ist.  

 

4 Diskursiver Schwerpunkt  

Die Antworten des Europäischen Parlaments, die zu den jeweiligen Anfragen der Bür-

ger*innen veröffentlicht worden sind (vgl. Ask EP o. D.), lassen folgende Rück-

schlüsse in Bezug auf das dritte Kriterium zu: Durch die Beantwortung von Anfragen, 

die sich auf die Problemlösung der EU in Bezug auf bestimmte Herausforderungen 

beziehen, wird insbesondere der Rationalisierungsaspekt des ersten diskursiven Nar-

ratives (s. Teil III, Kap. 4) erfüllt. In den Antworten des europäischen Parlaments wird 

dabei vereinzelt auf den Nutzen und die Vorteile von den beschlossenen Maßnahmen 

der EU verwiesen (vgl. Ep 2022a). Dies lässt sich konkret an der Betonung von bis-

herigen Investitionssummen und der Verabschiedung von Projekten, die sich um die 

Bekämpfung des Klimawandels kümmern, verdeutlichen (vgl. ebd.). Die bisher bereit-

gestellten Antworten des Europäischen Parlaments bieten jedoch keine Konklusionen 

auf das zweite diskursive Narrativ des vierten Kriteriums, welches sich auf die Beto-

nung demokratischer Elemente beruft (s. Teil III, Kap. 4).  
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Die direkte Kommunikationsplattform „Europe direct“ weist nach einer genaueren Be-

trachtung der enthaltenen Bestandteile keine nennenswerten Verknüpfungen zu dem 

vierten Kriterium auf. Hierbei ist ebenfalls im Vergleich zu den anderen Kriterien an-

zumerken, dass durch das fehlende Vorliegen von schriftlichen Antworten zu den je-

weiligen Anfragen der Bürger*innen keine weiteren Bezüge zu den Kriterien herge-

stellt werden können (vgl. So erreichen Sie uns; Europäische Union o. D.). Aus-

schließlich die vorliegende Beschreibung der Plattform kann zur genaueren Untersu-

chung herangezogen werden und liefert die bisher vorgestellten Ergebnisse (s. Kap. 

1-3). Bei der Betrachtung der offiziellen Internetpräsenz der EU können in Bezug auf 

das vierte Kriterium Übereinstimmungen mit dem ersten und dem dritten Kriterium 

hergestellt werden. Besonders in Verbindung mit dem dritten Kriterium (,Vorteile und 

problemlösende Aspekte‘) können diskursive Elemente im Bereich der Rationalität 

festgestellt werden. Dies wird besonders an dem Bereich der Seite ersichtlich, bei 

dem die konkreten Vorteile der EU dargestellt werden. Besonders durch Aussagen, 

wie: „Die EU sorgt seit über einem halben Jahrhundert für Frieden, Stabilität und 

Wohlstand.“ (Errungenschaften und Vorteile; Europäische Union o. D.), oder „Es ist 

zweifellos wesentlich einfacher geworden, sich in Europa zu bewegen, denn alle EU-

Bürger/innen haben das Recht, in jedem EU-Land zu studieren, zu arbeiten oder sich 

zur Ruhe zu setzen.“ (ebd. o. D.), wird der Bezug zu dem ersten Narrativ (s. Teil III, 

Kap. 4) deutlich. Dabei kann die sprachliche Gestaltung als Ergänzung zu der gene-

rellen Aufzählung der Vorteile angesehen werden. Das zweite Narrativ, welches auf 

die Betonung demokratischer Elemente abzielt, wird auf der Internetseite weniger be-

rücksichtigt. Es wird ausschließlich auf die entsprechenden Beteiligungsmöglichkei-

ten hingewiesen (vgl. Mitmachen, mitreden, wählen – Ihre Rechte; Europäische 

Union o. D.). Dabei können keine konkreten Beschreibungen identifiziert werden, die 

auf das Vorhandensein des zweiten Narratives hindeuten.  

Die beiden Plattformen, die insbesondere audiovisuelle Medienformate von der Kom-

mission und dem Parlament veröffentlichen, lassen bei einer näheren Betrachtung 

der Inhalte keine expliziten Hinweise auf das vierte Kriterium zu.  

Im Gegensatz dazu lässt sich bei der Internetplattform „Das tut die EU für mich“ ein 

bereits genannter Zusammenhang feststellen. Neben den beiden Rubriken „In mei-

nem Leben“ und „In meiner Region“ (What Europe does for me - #EUandME o. D.) 

wird sich auch in der Rubrik „Im Fokus“ (ebd. o.D.) des Narrativs der Rationalisierung 

bedient (s. Teil III, Kap. 4). Das Ziel dieser Rubrik liegt in der Vermittlung von einem 

Nutzen, der durch Maßnahmen der EU in bestimmten Politikfeldern geschaffen wird. 

Beispielsweise heißt es in Bezug auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in der EU 

„[…] Seit 2014 wurden in einer Reihe von Bereichen Anstrengungen unternommen, 

u. a. zur Unterstützung junger Menschen bei ihrem Eintritt in den Arbeitsmarkt […]“ 
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(What Europe does for me - #EUandME o. D.).  Auch im Bereich der Wirtschaftspolitik 

lässt sich dieses Muster bei einer genaueren Betrachtung der sprachlichen Gestal-

tung wiedererkennen: „[…] unterstützt, koordiniert und ergänzt die EU die auf einzel-

staatlicher Ebene ergriffene Politik und Maßnahmen, insbesondere in den Bereichen 

Forschung und Innovation, KMU und digitale Technologien.“ (What Europe does for 

me - #EUandME o. D.). Für das zweite Narrativ (Betonung demokratischer Verfahren) 

können auf der Internetplattform keine relevanten Belege identifiziert werden (vgl. 

ebd.) 

Bei den verbleibenden Kommunikationselementen lassen sich insbesondere Über-

einstimmungen mit dem zweiten Narrativ, welches die Förderung demokratischer 

Strukturen betont, identifizieren. Durch die Initiative „Ihre Meinung zählt“ wird von Sei-

ten der EU besonders ein Schwerpunkt auf die offene und transparente Gestaltung 

des Rechtsverordnungsprozesses gelegt (European Commission - Have your say 

o. D.). Damit werden zentrale Aspekte des Narratives der Autorisierung angespro-

chen (s. Teil III, Kap. 4). Zusätzlich suggeriert die Konzeption des Programms umfas-

sende Beteiligungsmöglichkeiten für alle EU -Bürger*innen an der EU-Politik (vgl. 

ebd. o.D.).  

Ein zentraler Bestandteil des Programmes „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ist 

die Förderung von Initiativen und Veranstaltungen, die EU-Bürger*innen und zivilge-

sellschaftliche Organisationen planen. Dabei steht bei einer genaueren Betrachtung 

der Wortwahl innerhalb der Förderrichtlinien insbesondere die Stärkung der demo-

kratischen Beteiligung in Bezug auf die EU-Politik im Vordergrund (vgl. Europäische 

Kommission 2022: 87). Hierbei wird durch Aussagen wie „Im Rahmen des Aktionsbe-

reichs Bürgerbeteiligung und Teilhabe wird das Arbeitsprogramm die Menschen 

befähigen, sich Gehör zu verschaffen und die Eingliederung und demokratische Teil-

habe im Einklang mit den politischen Prioritäten der Kommission (insbesondere mit 

der Priorität „Neuer Schwung für die Demokratie in Europa“) zu verbessern.“ (Euro-

päische Kommission 2022: 9). Insofern verdeutlicht die sprachliche Gestaltung eben-

falls die Verknüpfung zu den Erkenntnissen dieses Programms in Bezug auf das erste 

Kriterium (,Partizipation der Zivilgesellschaft‘). Damit besteht in diesem Fall ein wei-

terer Hinweis auf den Zusammenhang zwischen den institutionellen Legitimationsver-

suchen, welche durch die Kriterien eins bis drei repräsentiert werden, und dem vierten 

Kriterium, das die diskursiven Strategien mit in den Blick nimmt.  

Die Europäische Bürgerinitiative weist aufgrund ihrer Konzeption auf ähnliche Ergeb-

nisse hin. Dadurch, dass mit diesem Kommunikationselement ebenfalls die stärkere 

Partizipation im Vordergrund steht, können bei einer Betrachtung der Online-Plattform 

ebenfalls Hinweise auf das zweite Narrativ wiedergefunden werden (vgl. Startseite; 

Europäische Bürgerinitiative o. D.). Ein Indikator ist die Kurzbeschreibung für die 
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Besucher*innen der entsprechenden Internetplattform: „Stärker mitbestimmen in Be-

reichen, die Ihr Leben beeinflussen! Nur mit der Europäischen Bürgerinitiative können 

Sie die Europäische Kommission auffordern, neue Gesetze vorzuschlagen, und damit 

Einfluss auf die EU-Politik nehmen – einzigartig!“ (Startseite; Europäische Bürgerini-

tiative o. D.). Die Kurzbeschreibung enthält dabei wichtige Belege, die auf eine Stär-

kung der Partizipation und der demokratischen Beteiligung der breiten EU-Bevölke-

rung hindeuten.  

 

5 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse  

In den vorherigen Unterkapiteln wurde jeweils die Übereinstimmung der vier verschie-

denen Kriterien mit den Kommunikationselementen der EU erläutert. Um die Ergeb-

nisse abschließend darstellen zu können, wurden die Übereinstimmungen der Krite-

rien mit den Kommunikationselementen drei verschiedenen Ausprägungen zugeord-

net und in zwei Abbildungen dargestellt (s. Tab. 1 &2, sowie Legende):  
 

Legende: Die drei Ausprägungen der vier Kriterien der kriterienorientierten Inhaltsanalyse:   

 
Nicht: = Kriterium wird nicht erfüllt, d.h. die damit verbundenen Aspekte sind in dem Kommunikations-
element nicht enthalten.  

weniger: = Kriterium wird ansatzweise erfüllt, d.h. es gibt teilweise Ansätze und einige Hinweise inner-

halb der Instrumente, die auf die Erfüllung hindeuten.  

Erfüllt: = Kriterium wird erfüllt, d.h. es haben sich ausreichend Belege innerhalb des jeweiligen Kommu-
nikationselements finden lassen, die auf die Erfüllung hindeuten.  

 
 
Tabelle 2: Die untersuchten Kommunikationselemente und die Erfüllung der Kriterien in den drei Aus-

prägungen (eigene Darstellung) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 AskEP Europe 
direct 

EUROPA Audiovisueller 
Dienst/Multime-

dia Centre 

„Das tut 
die EU für 

mich“ 

Partizipation der Zivil-
gesellschaft 

nicht nicht weniger nicht nicht 

Transparenz erfüllt erfüllt erfüllt erfüllt weniger 

Vorteile & problemlö-
sende Aspekte 

Weniger nicht erfüllt 

 

nicht erfüllt 

Diskursiver Schwer-
punkt 

weniger nicht erfüllt nicht erfüllt 
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Tabelle 3: Die untersuchten Kommunikationselemente und die Erfüllung der Kriterien in den drei Aus-

prägungen (eigene Darstellung)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die drei Kommunikationselemente, die jeweils zuletzt untersucht wurden (s. Tab. 3), 

weisen dabei insbesondere Übereinstimmungen mit dem ersten Kriterium auf. Auf-

grund der Tatsache, dass die drei Programme jeweils unterschiedlich gestaltet sind 

(s. Teil III, Kap. 3), wird die Beteiligung der Zivilgesellschaft jeweils durch unterschied-

liche Zugänge vermittelt. Die drei verschiedenen Programme eint jedoch der Um-

stand, dass die EU durch die Initiierung dieser Elemente eine stärkere Beteiligung der 

breiten Bevölkerung an der EU-Politik fördern möchte. Das Kriterium der Transparenz 

lässt sich rückblickend in vielen der Kommunikationselemente wiederfinden (s. Kap. 

2 & Tab. 2). Mit Ausnahme von drei Programmen, wird durch die jeweilige Gestaltung 

der Kommunikationselemente besonders dem Zugang zu vollständiger Information 

im Hinblick auf die EU eine wichtige Bedeutung eingeräumt (s. Kap. 2).  

Die Vorteile und problemlösenden Aspekte, die mit der EU verbunden sind, werden 

ausschließlich in zwei der untersuchten Kommunikationselemente explizit erwähnt (s. 

Kap. 3 & Tab. 2). Damit lassen sich die Ergebnisse der kriterienorientierten Inhaltsan-

alyse grundlegend dem Konzept der Input- und Output-Orientierung der institutionel-

len Legitimation zuordnen und verweisen damit auf das Vorhandensein von verschie-

denen institutionellen Legitimationsstrategien (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 2018: 

110). Aufgrund der quantitativen Häufigkeit des ersten und zweiten Kriteriums lässt 

sich die Input-orientierte Legitimation als ein Schwerpunkt innerhalb der analysierten 

Kommunikationselemente festmachen (s. Tab. 1 & 2).   

Wie bereits bei der Darstellung der Ergebnisse angedeutet wurde, lässt sich das 

vierte Kriterium mit den beiden anderen Kriterien miteinander in Bezug setzen. Die 

beiden diskursiven Narrative, die in dem Kriterium enthalten sind (s. Teil III, Kap. 4), 

können rückblickend mit dem ersten (,Partizipation der Zivilgesellschaft‘) und dritten 

 „Ihre Mei-
nung 
zählt“ 

„Europa für 
Bürgerinnen 
und Bürger“ 

Europäische 
Bürgerinitiative 

 

Partizipation der Zivil-
gesellschaft 

erfüllt erfüllt erfüllt 

Transparenz erfüllt nicht nicht 

Vorteile & problemlö-
senden Aspekte 

nicht nicht 

 

nicht 

Diskursiver Schwer-
punkt 

erfüllt erfüllt erfüllt 
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Kriterium (,Vorteile & problemlösende Aspekte) in Verbindung gebracht werden. So 

werden auf der offiziellen Internetpräsenz der EU bestimmte Vorteile kommuniziert, 

die sich mit dem dritten Kriterium vereinbaren lassen (s. Kap. 3). Zusätzlich können 

diese Inhalte bei einer genaueren Betrachtung der sprachlichen Gestaltung ebenfalls 

dem Rationalisierungsnarrativ zugeordnet werden (s. Kap. 4). Dieser Zusammenhang 

gilt unter Bezugnahme des anderen Narratives beispielsweise ebenfalls für das Pro-

gramm der Europäischen Bürgerinitiative. Zum einem wird das erste Kriterium durch 

das Vorhandensein partizipativer Elemente erfüllt und zum anderen weist die entspre-

chende sprachliche Gestaltung auf das Vorhandensein des zweiten Narratives hin (s. 

Kap. 4). Insofern werden die jeweiligen institutionellen Legitimationspraktiken durch 

diskursive Strategien unterstützt (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 2018: 110).  

Insgesamt werden durch gegenwärtige Kommunikationselemente vor allem solche 

Legitimationsstrategien verwendet, die auf Partizipation der EU-Bürger*innen abzie-

len. Weiterhin kann die Aufbereitung von verschiedenen Informationen zur Förderung 

der Transparenz als ein anderer Schwerpunkt der Legitimation ausgemacht werden. 

Weiterhin werden beide Legitimationsstrategien durch die entsprechenden Narrative 

unterstützt.  

Die durch die Methodik gewonnenen Ergebnisse sollen im weiteren Verlauf dazu ge-

nutzt werden, um deren Aussagekraft vor dem Hintergrund der theoretischen Annah-

men und der Arbeitshypothese einzuordnen. Weiterhin sollen die Ergebnisse in den 

Zusammenhang mit der allgemein anerkannten Debatte über das Demokratiedefizit 

der EU gebracht werden.   

 

 

V Diskussion der Ergebnisse  

In diesem vorletzten Teil der Arbeit sollen die Ergebnisse in einen größeren Zusam-

menhang eingeordnet werden. Aufgrund dessen soll durch einen Abgleich mit den 

theoretischen Vorannahmen (s. Teil II) der Bezugspunkt zur theoretischen Basis der 

Arbeit hergestellt werden. Zusätzlich werden die Ergebnisse in Verbindung mit der 

theoretischen Debatte bezüglich des Demokratiedefizits der EU gebracht. 

 

1 Rückbezug zu den theoretischen Annahmen  

Die Grundlage für die Einordnung der Ergebnisse vor dem Hintergrund der theoreti-

schen Annahmen bietet das theoretische Argument und die zugehörige Arbeitshypo-

these (s. Teil II, Kap. 3). Diese wurden auf Basis der theoretischen Konzepte 
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konstruiert, die den aktuellen Forschungsstand im Bereich der Legitimitätsforschung 

widerspiegeln (s. Teil II, Kap. 1 und 2).  

Dabei verdeutlichen die Ergebnisse den vermuteten Zusammenhang, dass die EU 

aufgrund ihrer steigenden Politisierung von Legitimationsstrategien innerhalb der ak-

tuellen Kommunikationspolitik Gebrauch macht. Der Schwerpunkt liegt dabei insbe-

sondere auf institutionellen Legitimationsstrategien, die vereinzelt durch entspre-

chende diskursive Elemente ergänzt werden (s. Teil IV). Weiterhin versucht die EU, 

sich durch die aktuell verwendeten Kommunikationselemente, besonders durch die 

ausführliche Informationsbereitstellung und die Initiierung von Partizipationsmöglich-

keiten gegenüber den EU-Bürger*innen zu legitimieren (s. Teil IV, Kap. 5). Damit neh-

men größtenteils Aspekte der demokratischen Legitimität, bei der die Begriffe der 

Transparenz und Partizipation enthalten sind, eine bedeutende Rolle innerhalb der 

verwendeten Legitimationsstrategien ein (vgl. Schmidt 2013: 4). Diese Feststellung 

knüpft damit an vergangene Forschungsarbeiten an, die ebenfalls das Vorhandensein 

von partizipativen und informativen Aspekten als einen Schwerpunkt der Kommuni-

kationspolitik der EU identifizieren (vgl. Michailidou 2008: 360ff.) Andere Möglichkei-

ten der Legitimation finden keinen dominierenden Einsatz innerhalb der Kommunika-

tionspolitik der EU.  

Inwiefern die untersuchten Kommunikationselemente vor dem Hintergrund der Politi-

sierung der EU betrachtet werden können, zeigt die zeitliche Einordnung von verein-

zelten Kommunikationselementen, die untersucht wurden. Einige der untersuchten 

Kommunikationselemente basieren auf der grundlegenden Umstrukturierung der 

Kommunikationspolitik der EU zu Beginn der 2000er Jahre (vgl. Valentini 2008: 59f.). 

Besonders der zunehmende Einflussbereich der EU im Zuge des Vertrags über die 

Europäische Union aus dem Jahre 1992, bei im Vergleich geringen Beteiligungsmög-

lichkeiten der EU-Bürger*innen, führte Ende der 1990er Jahre zu einer steigenden 

Politisierung der EU (vgl. Rauh 2022: 5ff.). Die gescheiterte Verabschiedung einer 

gemeinsamen europäischen Verfassung im Jahre 2004, kann als ein weiterer Aspekt 

dieses Politisierungsprozesses angesehen werden (vgl. ebd.: 5ff.). In dem „White Pa-

per on a European Communication Policy“ werden diese Reformvorhaben vorgestellt 

und damit wesentliche Grundlagen für die gegenwärtig ausgestaltete Kommunikati-

onspolitik festgelegt (vgl. Europäische Kommission 2006). In dem Strategiepapier 

wird von der EU erkannt, dass insbesondere das fehlende Wissen der EU-Bürger*in-

nen und die fehlenden Beteiligungsmöglichkeiten ein generelles Problem darstellen 

(vgl. ebd.: 1). Aufgrund dieser Tatsache werden für die nächsten Jahre im Bereich der 

Kommunikationspolitik die Schwerpunkte auf die Beteiligungsmöglichkeiten und In-

formationsversorgung der EU-Bürger*innen gelegt (vgl. ebd.: 4ff.). Die Ergebnisse der 

dort formulierten Maßnahmen spiegeln sich ebenfalls in den gegenwärtigen 
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Kommunikationselementen der EU wider (vgl. Kommunikationspolitik o. D.). Zusätz-

lich deuten die erzielten Ergebnisse der Arbeit auf den Schwerpunkt partizipativer und 

informativer Aspekte in den verschiedenen Kommunikationselementen hin (s. Teil IV, 

Kap. 1 & 2). Vor dem Hintergrund der zunehmenden Politisierung der EU zu Beginn 

der 2000er Jahre lassen sich die im Jahre 2006 festgelegten Reformvorhaben als 

eine Möglichkeit der grundlegenden (Re-)Legitimation der EU verstehen. Die aktuel-

len Kommunikationselemente knüpfen mit dem verdeutlichten Schwerpunkt an die-

sen Umstand an (s. Teil IV, Kap. 5).  

Es bleibt dabei die Frage zu stellen, wie sich die Ergebnisse der Arbeit im Hinblick auf 

die Legitimitätswahrnehmung der EU einordnen lassen. Ein Ansatzpunkt besteht da-

bei in der Verknüpfung der Ergebnisse mit der Debatte um das Demokratiedefizit der 

EU, die als eine der grundlegendsten Herausforderungen für die Legitimitätswahrneh-

mung der EU in den letzten Jahren angesehen werden kann (vgl. u.a. Valentini 2008 

& Meyer 1999).   

2 Einordnung hinsichtlich des Demokratiedefizits der EU 

Die Debatte um das Demokratiedefizit der EU beschäftigt sich mit dem allgemeinen 

Kritikpunkt der unzureichenden Ausgestaltung der institutionellen Infrastruktur inner-

halb der EU in Bezug auf die Aspekte der demokratischen Legitimität (vgl. Valentini 

2008). Dabei besteht ein zentraler Vorwurf dieses Defizits in der Ausgestaltung der 

Entscheidungsfindung bedeutender EU-Institutionen wie der Kommission, die die Be-

lange der europäischen Bevölkerung unzureichend berücksichtigt (vgl. Meyer 1999: 

620). Innerhalb der Debatte werden weitere Aspekte, wie das Fehlen einer einheitli-

chen europäischen Identität zwischen den Bevölkerungen der Mitgliedsstaaten, als 

Faktoren genannt, welche die demokratische Ausgestaltung der EU negativ beein-

flussen (vgl. ebd.). Dadurch, dass der Themenschwerpunkt dieser Arbeit besonders 

auf dem Einfluss der institutionellen Eigenschaften der EU und die damit verbundene 

Legitimitätswahrnehmung liegt, sind besonders die institutionellen Faktoren des De-

mokratiedefizits von Bedeutung (vgl. Decker 2002: 260). Hierbei dient die Ausgestal-

tung des Europäischen Parlaments und der Kommission als exemplarische Verdeut-

lichung für die demokratischen Mängel der EU. So wird das Europäische Parlament 

zwar alle fünf Jahre von den EU-Bürger*innen direkt gewählt und unterscheidet sich 

in diesem Aspekt nicht  von den nationalen Parlamenten (vgl. Decker 2002: 260-261). 

Jedoch steht dem Parlament als direkt gewähltes legislatives Organ nicht die Mög-

lichkeit zu, entscheidend über die personelle Zusammensetzung der Kommission, die 

innerhalb der EU exekutive Funktionen wahrnimmt, zu beeinflussen. Auch eine mög-

liche Abwahl der Kommission steht dem Parlament nicht zu, und die Entscheidungs-

kompetenz hinsichtlich der Zusammensetzung der Kommission obliegt zu großen Tei-

len den nationalen Regierungen der Mitgliedsstaaten (vgl. ebd.: 260-261).  
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Die Kritik und Vorwürfe des Demokratiedefizits beziehen sich vor allem auf Aspekte 

der demokratischen Legitimität (vgl. Schmidt 2013: 4). Dabei handelt es sich insbe-

sondere um die mangelnde direkte Einbindung der europäischen Bevölkerung inner-

halb der politischen Struktur der EU (vgl. Meyer 1999: 620). Dieser Umstand lässt 

sich bei der Hinzunahme des Konzepts der Input – und Output Legitimität der Input-

Dimension zuordnen (vgl. Schmidt 2013: 3). Schlussendlich wirkt sich die mangelnde 

demokratische Ausgestaltung der EU damit ebenfalls auf die Legitimitätswahrneh-

mung der breiten Bevölkerung aus.  

Wie lassen sich die Ergebnisse der Arbeit vor dem Hintergrund des Zusammenhangs 

zwischen dem Demokratiedefizit und der durch die Input-Legitimität beschreibenden 

Legitimitätswahrnehmung einordnen?  

Die Fokussierung auf Input-orientierte Legitimationsstrategien im Zuge der gegen-

wärtigen Kommunikationspolitik der EU können im Hinblick auf das Demokratiedefizit 

der EU als Legitimationsversuche angesehen werden. Vor allem durch die Einbin-

dung von Legitimationsstrategien, die auf eine Erhöhung der partizipativen Strukturen 

der EU abzielen, wird auf die unzureichenden Stimmrechte der breiten Bevölkerung 

im politischen System der EU eingegangen (s. Teil IV, Kap. 1). Dabei können Pro-

gramme wie die „Europäische Bürgerinitiative“ oder die Plattform „Ihre Meinung zählt“ 

exemplarisch für die Intensivierung der Partizipationsmöglichkeiten angesehen wer-

den (s. Teil IV, Kap. 1). Weiterhin wird die Stärkung der demokratischen Elemente 

innerhalb der politischen Struktur der EU durch die Bemühungen, die Transparenz 

gegenüber der breiten Bevölkerung aufrechtzuerhalten, mit unterstützt (s. Teil IV, Kap. 

2). In Verknüpfung mit den Programmen, die sich auf die Partizipationsmöglichkeiten 

beziehen, ergänzen die informationsorientierten Kommunikationselemente ebenfalls 

die input-orientierte Legitimation (vgl. Dellmuth et al. 2019: 634). Auf Basis dieser Zu-

sammenhänge kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass durch das Vor-

handensein von vermehrt institutionellen Legitimationsstrategien auf die institutionel-

len Aspekte des Demokratiedefizits verwiesen wird (vgl. Decker 2002: 260). 

Bei einer ganzheitlichen Betrachtung der Kommunikationselemente, die auf die parti-

zipativen Möglichkeiten für die breite Bevölkerung verweisen, lassen sich generell 

keine fundamentalen Änderungen innerhalb des oft als kritikwürdig bezeichneten Ver-

hältnisses zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission erkennen 

(vgl. Decker 2002: 260-261). Bei dem Programm der Europäischen Bürgerinitiative 

handelt es sich dabei um eine Möglichkeit, durch die Europäische Bürger*innen die 

Möglichkeit bekommen, einen Vorschlag für eine von der Kommission verabschiedete 

Rechtsverordnung zu unterbreiten. Über die Umsetzung der Vorschläge entscheidet 

dabei nach wie vor die Kommission (vgl. Europäische Kommission 2011: 7). Dies gilt 

ebenfalls für das Programm „Ihre Meinung zählt“, bei dem nicht garantiert wird, dass 
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die Verbesserungsvorschläge bezüglich geplanter Rechtsverordnungen von der 

Kommission angenommen werden (vgl. European Commission - Have your say 

o. D.). Auch die von der Kommission geförderten Programme innerhalb des Projekts 

„Europa für Bürgerinnen und Bürger“ setzen ausschließlich auf die Stärkung der Par-

tizipation und des demokratischen Bewusstseins der Bürger*innen der EU innerhalb 

der bestehenden Verhältnisse zwischen dem Europäischen Parlament und der Kom-

mission (vgl. Programm „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ 

o. D.). Dabei lassen sich in der bisherigen Ausgestaltung der Elemente keine Belege 

dafür finden, welche die Rolle des Parlaments im Vergleich zur Kommission stärken 

und damit auf einen zentralen Aspekt des Demokratiedefizits eingehen (vgl. Decker 

2002: 260-261).  

Anhand der Europäischen Bürgerinitiative lässt sich seit der Einführung im Jahr 2012 

aufgrund der Nutzungsweise zwar eine breitere Einbindung von Akteuren in die poli-

tischen Belange der EU erkennen, aber in Anbetracht der bisherigen Ausgestaltung 

werden die direkten demokratischen Rechte der Europäischen Bürger*innen durch 

diese Initiative nur marginal tangiert (vgl. Greenwood 2019: 954). Insofern können 

Programme wie die Europäische Bürgerinitiative oftmals ausschließlich als Möglich-

keiten angesehen werden, durch die bestimmte Inhalte auf die politische Tagesord-

nung der Kommission gebracht werden können. Die direkte demokratische Partizipa-

tion wird durch ein solches Programm im gegenwärtigen Zustand nicht vollständig zu 

erreichen sein (vgl. Conrad & Knaut 2016: 219ff.).  

Weiterhin weisen die Autoren Christopher Wratil und Jens Wäckerle (vgl. 2023) in 

ihrer Studie darauf hin, dass die Mehrheitsvertretung bei politischen Entscheidungen 

auf Ebene der EU eine bedeutende Rolle bei der Legitimitätswahrnehmung der brei-

ten Bevölkerung spielt (vgl. Wratil & Wäckerle 2023: 301ff.). In Verbindung mit den 

Ergebnissen dieser Arbeit erscheint interessant, dass sich die Legitimitätsüberzeu-

gungen der EU-Bürger*innen vermehrt durch die Mehrheitsvertretung beeinflussen 

lassen. Dies ist auch dann der Fall, wenn die durch einen Mehrheitsprozess ge-

troffene Entscheidung nicht mit der eigenen Meinung übereinstimmte (vgl. ebd.: 

296ff.). Eine untergeordnete Rolle spielte bei der Formierung von Legitimitätsüber-

zeugungen die Beteiligung der Bürger*innen an dem jeweiligen Entscheidungspro-

zess (vgl. ebd.: 296ff.). Diese gegenwärtigen Erhebungen deuten auf den bereits dar-

gestellten Zusammenhang hin, dass die demokratische Legitimität eine wichtige Rolle 

bei der Entstehung von Legitimitätsüberzeugungen spielt. Dadurch, dass der Berück-

sichtigung der Mehrheit ebenfalls eine wichtige Bedeutung zukommt (vgl. Wratil & 

Wäckerle 2023), können die festgestellten Legitimationspraktiken vor dem Hinter-

grund des Demokratiedefizites neu eingeordnet werden. Die unterschiedlichen Kom-

munikationselemente verweisen zwar auf Aspekte, welche die 
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Legitimitätswahrnehmung beeinflussen (s. Teil IV, Kap. 5). Es bleibt jedoch die Frage 

danach zu stellen, inwiefern die enthaltenen Strategien einen nachhaltigen Einfluss 

auf die Legitimitätsüberzeugungen der breiten Bevölkerung besitzen. Der Einfluss 

von anderen Möglichkeiten wie der institutionellen Reform von bestimmten EU-Insti-

tutionen darf dabei nicht vernachlässigt werden. Dies scheint ebenfalls mit einem 

Blick auf die derzeitigen Asymmetrien im institutionellen Aufbau der EU eine Möglich-

keit, die Legitimitätswahrnehmung der EU positiv zu beeinflussen (vgl. Decker 2002: 

260-261; Wratil & Wäckerle 2023: 301ff.). 

 

VI Fazit  

Abschließend lassen sich die Ergebnisse der Arbeit vor dem Hintergrund der Frage-

stellung („Durch den Gebrauch welcher Legitimationsstrategien versucht sich die Eu-

ropäische Union gegenüber den Bürger*innen der Europäischen Union im Zuge der 

aktuellen Kommunikationspolitik zu legitimieren?“) wie folgt zusammenfassen.  

Durch die kriterienorientierte Inhaltsanalyse einiger aktueller Kommunikationsele-

mente der EU konnte grundsätzlich das Vorhandensein von verschiedenen Legitima-

tionsstrategien herausgearbeitet werden. Dabei ließen sich vor allem solche Strate-

gien identifizieren, die durch die institutionelle Ausgestaltung der EU beeinflusst wer-

den (vgl. Tallberg & Zürn 2019: 589ff.). In diesem Bereich der Legitimation konnten 

besonders Praktiken herausgearbeitet werden, die sich mit den Partizipationsmög-

lichkeiten und der Transparenz auseinandersetzen (s. Teil IV, Kap. 5). Aufgrund des-

sen kann der Schwerpunkt der verwendeten Legitimationsstrategien insbesondere 

dem Bereich der demokratischen Legitimität zugeordnet werden. Durch die Verknüp-

fung der Kommunikationselemente mit diesem Bereich der Legitimation zielen die 

Entscheidungsträger der EU auf einen spezifischen Bereich der Legitimitätswahrneh-

mung gegenüber der breiten Bevölkerung ab. Grundsätzlich geht es darum, durch 

eine Erhöhung der demokratischen Strukturen innerhalb der EU die Legitimitätswahr-

nehmung der EU-Bürger*innen positiv zu beeinflussen (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 

2018: 110). Diese Möglichkeiten der Legitimation beziehen sich größtenteils auf das 

Konzept der Input-Legitimität (vgl. Schmidt 2013: 4). An einigen Stellen wird in spezi-

fischen Kommunikationselementen auf die Vorteile und den durch die EU generierten 

Nutzen verwiesen, was ebenfalls den Gebrauch von Output-orientierten Legitimati-

onsstrategien herausstellt (vgl. ebd.).  

Diese drei grundlegenden Legitimationsstrategien (Partizipationsmöglichkeiten, 

Transparenz und Betonung der Vorteile) werden mit entsprechenden diskursiven Ele-

menten unterstützt (s. Teil IV, Kap. 4). Dadurch wird deutlich, dass neben den institu-

tionellen Legitimationsstrategien ebenfalls auf diskursive Strategien zurückgegriffen 
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wird. Dabei konnten zwei wesentliche Narrative identifiziert werden, die sich mit den 

Input- und Output-orientierten Legitimationsstrategien in Einklang bringen lassen (s. 

Teil IV, Kap. 4). Mit Rückblick auf die Fragestellung können institutionelle und diskur-

sive Legitimationsstrategien in der gegenwärtigen Kommunikationspolitik der EU 

schwerpunktmäßig herausgearbeitet werden. Die Beantwortung der Fragestellung 

verdeutlicht, dass die Beeinflussung der Legitimitätswahrnehmung als ein zentrales 

Element der Kommunikationspolitik der EU angesehen werden kann. Damit konnte 

die eingangs formulierte Forschungsfrage dieser Arbeit durch das gewählte Vorgehen 

zielführend beantwortet werden.  

Bei einem genaueren Blick auf die erzielten Ergebnisse (s. Teil IV, Kap. 5) lassen sich 

diese grundlegend mit den theoretischen Konzepten und Annahmen aus dem Bereich 

der Legitimitätsforschung in Einklang bringen (vgl. u.a. Dellmuth 2019; Tallberg & Zürn 

2019; Bäckstrand & Söderbaum 2018). Deswegen lässt sich die Art der Legitimati-

onsstrategien, die in der Kommunikationspolitik der EU enthalten sind, nicht als über-

raschend einstufen. Wie den rezipierten Typologien zu entnehmen, ist der Gebrauch 

von unterschiedlichen Legitimationsstrategien eine einschlägige Möglichkeit für inter-

nationale Institutionen, um sich gegenüber der breiten Bevölkerung (erfolgreich) zu 

legitimieren (vgl. Bäckstrand & Söderbaum 2018: 110). Dieser Umstand lässt sich der 

EU ebenfalls zuweisen, wenn auch die Ausprägung der Legitimationsstrategien auf 

bestimmte Praktiken beschränkt ist. So konnten innerhalb der Kommunikationsele-

mente vor allem input-orientierte Legitimationsstrategien identifiziert werden.  

Mit einem Blick auf die verwendete Methode (kriterienorientierte Inhaltsanalyse; s. 

Teil III, Kap. 4) können im Nachhinein keine größeren Probleme bei der Durchführung 

festgestellt werden. Sicherlich fiel der eigentliche Analysegegenstand, die Primär-

quellen der entsprechenden Kommunikationselemente, teilweise unterschiedlich aus. 

Dies lässt sich aber vor allem durch die Varianz innerhalb der Kommunikationsele-

mente erklären (vgl. Kommunikationspolitik; Kurzdarstellungen zur Europäischen 

Union; Europäisches Parlament o. D.). Dieser Umstand führte jedoch nicht dazu, 

dass die entsprechenden Kriterien nicht mit den Kommunikationselementen in Ver-

bindung gebracht werden konnten.  

Dadurch, dass die Kriterien aus einschlägigen Forschungsvorhaben der Legitimitäts-

forschung entwickelt worden sind, kann die Reichweite der Methode als solide einge-

stuft werden (vgl. u.a.  Dellmuth et al. 2019; Tallberg & Zürn 2019; Bäckstrand & 

Söderbaum 2018). Die Durchführung dieser Methode ist somit ebenfalls für die Ana-

lyse der Kommunikationspolitik anderer internationaler Institutionen denkbar. 

Der Erkenntnisgewinn dieser Arbeit für die theoretische Relevanz besteht insbeson-

dere in der Prüfung der empirischen Gültigkeit von zentralen Konzepten im Bereich 

der Legitimitätsforschung. Im Schwerpunkt stehen dabei vor allem solche 
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theoretischen Konzepte, die sich mit unterschiedlichen Legitimitätsstrategien interna-

tionaler Institutionen auseinandersetzen (vgl. u.a. Scholte & Tallberg 2018; Dellmuth 

et al. 2019). Durch die Herausarbeitung der grundlegenden Legitimationsstrategien 

der Europäischen Union lassen sich die grundlegenden Charakteristika der Legitima-

tionsversuche internationaler Institutionen nachvollziehen. Vor allem die Verwendung 

unterschiedlicher Legitimationsstrategien kann anhand der herausgearbeiteten Prak-

tiken verdeutlicht werden. Gleichzeitig wird durch die Fokussierung auf die Kommu-

nikationspolitik der Stellenwert der öffentlichen Kommunikation für internationale In-

stitutionen herausgestellt. Die für die EU spezifischen Legitimationsstrategien bieten 

ebenfalls die Möglichkeit, die Unterschiede zu den Legitimationspraktiken anderer In-

stitutionen zu verdeutlichen. Durch die Verknüpfung der Ergebnisse mit der Debatte 

um das Demokratiedefizit der EU konnte gezeigt werden, dass die EU durch die Fo-

kussierung auf Input-orientierte Legitimationsstrategien an die bestehende Debatte 

um die institutionellen Mängel im politischen System der EU möglicherweise versucht 

anzuknüpfen (s. Teil V, Kap. 2).  

Durch die zunehmende Bedeutung europäischer Politik innerhalb der unterschiedli-

chen Mitgliedsstaaten kann die Herausarbeitung der bestehenden Legitimationsstra-

tegien eine Rolle für die weitere Entwicklung der EU einnehmen. Besonders vor dem 

Hintergrund der Bedeutung von Legitimität für internationale Institutionen (s. Teil II, 

Kap. 3) wird auch die EU auf eine nachhaltig positive Legitimitätswahrnehmung ge-

genüber der europäischen Bevölkerung angewiesen sein (vgl. Zürn & Stephen 2010: 

93). Insofern sollte auch vor dem Hintergrund des Demokratiedefizits, das sich in ei-

ner sinkenden Legitimitätswahrnehmung äußert, über die Wirksamkeit der bisherigen 

Legitimationsstrategie nachgedacht werden. Hierfür können unter anderem die ge-

genwärtigen Legitimationspraktiken der EU genutzt werden, um über deren Wirkung 

innerhalb der europäischen Bevölkerung zu urteilen. Es stellt sich daher die Frage, 

inwiefern die gegenwärtig genutzten Legitimationspraktiken die teilweise umstrittene 

Stellung der EU gegenüber den EU-Bürger*innen in einem positiven Sinne beeinflus-

sen können. Fest steht, dass aufgrund der politischen Bedeutung der EU in den kom-

menden Jahrzehnten kein Weg daran vorbeiführen wird, auch weiterhin gezielt auf 

die Unionsbürger*innen einzugehen.            
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